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Wichtige neue Entscheidung 

 
Asylrecht: Nicht alle Syrer werden verfolgt 
 
§ 3 Abs. 1, 4, § 3a Abs. 1, § 28 Abs. 1a, § 77 Abs. 1 Satz 1 AsylG 
 
Subsidiärer Schutz 
(Kein) Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 
Vorverfolgung, Nachfluchtgründe 
Arabische Republik Syrien 
Syrische Machthaber, Geheimdienste, Oppositionelle, Oppositionsnahe 
Asylantragstellung im westlichen Ausland 
Flucht in Anrainerstaaten (Libanon, Jordanien)  
Ausreisemodalitäten, Einreisekontrollen 
Damaskus (Flughafen, Vorort, Stadtteil) 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Urteile vom 12.12.2016, Az. 21 B 16.30338 und  
Az. 21 B 16.30364 
 
 
 
 
Leitsatz: 

Es ist nicht beachtlich wahrscheinlich, dass eine syrische Staatsangehörige arabischer 

Volkszugehörigkeit (Sunnitin) aus einem Vorort von Damaskus im Falle einer Rückkehr in 

die Arabische Republik Syrien über den Flughafen Damaskus von staatlichen Stellen we-



gen einer (unterstellten) oppositionellen Gesinnung verfolgt wird, weil sie aus Syrien aus-

gereist ist und in der Bundesrepublik Deutschland Asyl beantragt hat. 

 

Hinweise: 

1. Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) befasst sich – nach dem OVG Sach-

sen-Anhalt (Urteil vom 18.07.2012, Az. 3 L 147/12, juris), dem Verwaltungsgerichtshof 

Baden-Württemberg (Beschluss vom 19.06.2013, Az. A 11 S 927/13, juris), dem OVG 

Berlin-Brandenburg (Beschluss vom 09.01.2014, Az. OVG 3 N 91.13, juris), dem Hessi-

schen Verwaltungsgerichtshof (Beschluss vom 27.01.2014, Az. 3 A 917/13.Z.A., juris), 

dem OVG Nordrhein-Westfalen (zuletzt Beschluss vom 06.10.2016, Az. 14 A 

1852/16.A, juris und Urteil vom 21.02.2017, Az. 14 A 2316/16.A) und dem OVG 

Schleswig-Holstein (Urteil vom 23.11.2016, Az. 3 LB 17.16, juris) – mit dem Anspruch 

von Asylantragstellern aus der Arabischen Republik Syrien auf die Zuerkennung der 

Flüchtlingseigenschaft. Gelegenheit zu dieser Befassung gibt, dass nach einer Zeit, in 

der Syrern vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) beinahe in jedem 

Fall die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde, statt dessen vermehrt nur mehr sub-

sidiärer Schutz gewährt wurde, erstinstanzliche Gerichte den Betroffenen jedoch auf ih-

re Klage hin die Flüchtlingseigenschaft zusprachen und das Bundesamt dagegen in 

derzeit ca. 900 Fällen in Bayern Antrag auf Zulassung der Berufung stellte.  

 

2. Der BayVGH widerspricht in seinem Urteil mit dem Az. 21 B 16.30338 der Ansicht des 

erstinstanzlichen Gerichts, die jeweilige Klägerin habe Anspruch auf Zuerkennung der 

Flüchtlingseigenschaft, weil sie aus Syrien ausgereist sei, in der Bundesrepublik 

Deutschland Asyl beantragt und sich seitdem hier aufgehalten habe. Er geht zwar da-

von aus, dass die Klägerinnen im Falle einer Rückkehr nach Syrien über den Flughafen 

Damaskus oder eine andere staatlich kontrollierte Stelle im Rahmen einer strengen Ein-

reisekontrolle durch syrische Sicherheitsdienste (Geheimdienste) über ihren Auslands-

aufenthalt und den Grund ihrer Abschiebung befragt würden. Zu den sich daraus erge-

benden Folgen sei die Auskunftslage (die von der kanadischen Einwanderungs- und 

Flüchtlingsbehörde „Immigration and Refugee Board of Canada“ unter Bezugnahme auf 

diverse Erkenntnisquellen, der Deutschen Botschaft in Beirut (Libanon), dem Auswärti-

gen Amt und dem UNHCR stammt) nicht einheitlich. Aufgrund einer Gesamtbetrachtung 

der sich daraus ergebenden Umstände steht für den BayVGH fest, dass die gegen eine 

Verfolgung der Klägerinnen sprechenden Umstände ein größeres Gewicht besitzen. Es 



könne nicht von einem bei jedem Rückkehrer bestehenden, in gleicher Weise realen 

Risiko von Inhaftierung und Misshandlung ausgegangen werden. Vielmehr müssten da-

für gefahrerhöhende Merkmale hinzukommen. 

 

Der BayVGH setzt sich insoweit mit den vom OVG Sachsen-Anhalt im Urteil vom 

18.07.2012, Az. 3 L 147/12, herangezogenen Fällen (zumeist syrischer Kurden) ausei-

nander, bei denen 2009 bis Anfang 2011 eine Abschiebung nach Syrien aus EU-

Staaten (Zypern, Dänemark, Deutschland, Norwegen) unternommen oder versucht 

wurde, sowie mit zwei Fallbeispielen, die von der kanadischen Einwanderungs- und 

Flüchtlingsbehörde genannt wurden (Abschiebungen aus Australien (2015) und von sy-

rischen Palästinensern aus Ägypten (2013)). 

 

3. Der BayVGH widerspricht des Weiteren den Überlegungen des erstinstanzlichen Ge-

richts, die in den letzten Jahren entstandene Zuspitzung der politischen Lage in Syrien 

und der daraus resultierende Kampf des Assad-Regimes um den Erhalt seiner Macht 

ließen für alle Rückkehrer Schlimmes befürchten, weil ihre Ausreise und ihr Aufenthalt 

im westlichen Ausland als Ausdruck regimefeindlicher Gesinnung aufgefasst würden. 

Die militärische Lage habe sich für das syrische Regime aufgrund der seit 30.09.2015 

massiven Unterstützung durch die Russische Föderation verbessert. Nach Schätzun-

gen der Vereinten Nationen und der Regierungen der Länder, die Flüchtlinge aufge-

nommen haben, reisten jedes Jahr Hunderttausende davon nach Syrien, zumeist um 

nach ihren Besitz zu sehen, Dokumente zu erneuern oder Familienangehörigen Hilfe zu 

leisten, bevor sie wieder in benachbarte Länder einreisten. Die Annahme des erstin-

stanzlichen Gerichts, Asylbewerber aus dem westlichen Ausland würden dagegen als 

Oppositionelle betrachtet, sei nur eine Vermutung, die sich angesichts der hohen Zahl 

der in das westliche Ausland geflüchteten Syrer nicht nachvollziehbar aus dem Charak-

ter des syrischen Staates ableiten lasse. 

 

4. Dem Urteil des BayVGH mit dem Az. 21 B 16.30364 lassen sich folgende weiteren 

Hinweise entnehmen:  

 

a) Ein Vorbringen in der mündlichen Verhandlung als „gesteigert“ zu bewerten und da-

mit eine Vorverfolgung nicht anzuerkennen, wird nicht durch den allgemeinen Hin-

weis verhindert, die Anhörungen beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 



(Bundesamt) seien vor allem in der Zeit nach Rückkehr vom schriftlichen Verfahren 

zur individuellen Anhörung bei Syrern sehr kursorisch durchgeführt worden und viel-

fach sei den betroffenen Personen vom Dolmetscher gesagt worden, sie sollten nicht 

zu lange reden. 

 

b) Der Annahme einer legalen Ausreise aus Syrien steht nicht entgegen, dass die Klä-

gerin angab, an einen syrischen Grenzbeamten ca. 3.000 syrische Lira gezahlt zu 

haben. In dieser Allgemeinheit und in Zusammenschau mit dem übrigen Vorbringen 

zur Grenzkontrolle – sowohl syrische als auch libanesische Grenzbeamte hätten ih-

ren Pass kontrolliert – ergibt sich nicht, dass die Klägerin unter Umgehung der 

Grenzkontrollen illegal ausgereist wäre. 

 

c) Der (angebliche) Verlust des Reisepasses der Klägerin während der Überfahrt von 

der Türkei nach Griechenland bedeutet nicht, dass im Falle ihrer Rückkehr nach Sy-

rien ihre legale Ausreise nicht nachweisbar dokumentiert wäre. Die syrischen Behör-

den erfassen im Rahmen der Grenzkontrolle die Ausreisedaten in einem elektroni-

schen Datensystem, wo sie bei Einreise abgerufen werden können (vgl. auch 

BayVGH, Urteil vom 12.12.2016, Az. 21 B 16.30371, juris, Rn. 7).  

 

5. Zu einem anderen Ergebnis hinsichtlich der Verfolgung kommt der BayVGH für einen 

männlichen Syrer im wehrdienstfähigen Alter (18 – 42 Jahre) im Urteil vom 12.12.2016, 

Az. 21 B 16.30372 (ebenfalls als „Wichtige neue Entscheidung" veröffentlicht). 

 

 

 

Kaiser 
Oberlandesanwältin 
 

 

  



21 B 16.30338 

RO 11 K 16.30679 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

Im Namen des Volkes 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

**** ******** (***. **.**.****), 

*********. *, ***** ********, 

 - ******** - 

 

**************: 

************* ****** ***** **. ********, 

*******. *, ***** ******** *. *. ***., 

 

gegen 

 

Bundesrepublik Deutschland, 

 

vertreten durch: 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

Referat Prozessführung, 

Frankenstr. 210, 90461 Nürnberg, 

 - Beklagte - 

 

beteiligt: 

Landesanwaltschaft Bayern 

als Vertreter des öffentlichen Interesses, 

Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach, 

 

wegen 

 

Verfahrens nach dem AsylG (Syrien); 

hier: Berufung der Beklagten gegen den Gerichtsbescheid des Bayerischen Verwal-

tungsgerichts Regensburg vom 15. Juli 2016, 



 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 21. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Wünschmann, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Klinke, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Hess 

 

aufgrund mündlicher Verhandlung vom 6. Dezember 2016 

                                                         am 12. Dezember 2016 

folgendes 

Urteil: 

 

 I. Der Gerichtsbescheid des Verwaltungsgerichts Regensburg vom 

15. Juli 2016 wird aufgehoben.  

 

  Die Klage wird abgewiesen. 

 

 II. Die Klägerin hat die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen 

zu tragen. Gerichtskosten werden nicht erhoben. 

 

 III. Das Urteil ist wegen der Kosten gegen Sicherheitsleistung in Höhe 

von 110 v.H. des zu vollstreckenden Betrags vorläufig vollstreck-

bar. 

 

 IV. Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

 

Tatbestand:  

 

1.  Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin von der Beklagten über den ihr 

zugestandenen subsidiären Schutz hinaus die Zuerkennung der Flüchtlings-

eigenschaft beanspruchen kann. 

 

Die Klägerin ist eine am *** ****** 1987 in ******* ****** geborene Staatsangehörige 

der Arabischen Republik Syrien arabischer Volkszugehörigkeit muslimischen Glau-

bens (Sunnitin). Sie reiste ihren Angaben zufolge am 26. Januar 2016 (nach dem 

Inhalt des angefochtenen Bescheids: 25.1.2016) auf dem Landweg in die Bundesre-

publik Deutschland ein und stellte am 8. März 2016 einen Asylantrag. 

 

Bei ihrer Anhörung durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) 
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am 5. April 2016 äußerte sie sich im Wesentlichen wie folgt: 

 

Die Lage in Syrien sei für sie und ihre Geschwister schwierig gewesen. Ihr Vater sei 

ein kranker Mann. Es seien Mädchen entführt worden. Die Jungen seien gezwungen 

worden, zur Armee zu gehen oder sich anderen Gruppen anzuschließen. Sie seien 

als Familie (Eltern, drei Brüder und drei Schwestern) am 5. Dezember 2012 oder 

2013 nach Jordanien geflohen, wo sie registriert worden seien, im Übrigen aber kei-

ne staatliche Hilfe erhalten hätten. Bis dahin habe sie in ******* ******, Damaskus, 

gelebt. Etwa Ende Juli 2015 sei der Vater nach Syrien zurückgekehrt, um ihr Haus zu 

verkaufen und die Lage zu erkunden. Einer der Brüder sei mit seiner Familie nach 

Ägypten ausgereist. Der Vater habe bei seiner Rückkehr nach Syrien keine Schwie-

rigkeiten gehabt. Er habe aber nicht mehr nach Jordanien zurückkehren können und 

sei in die Türkei gereist. Die übrigen Familienmitglieder, soweit noch in Jordanien 

lebend, hätten am 5. Januar 2016 Jordanien verlassen und sich ebenfalls in die Tür-

kei begeben. Von dort aus seien sie am 26. Januar 2016 nach Deutschland gekom-

men. Sie sei nicht Mitglied einer nichtstaatlichen, bewaffneten Gruppierung oder ei-

ner politischen Partei gewesen. Das sei auch jetzt nicht der Fall. Augenzeuge oder 

Opfer von Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder von Über-

griffen (Folter, Vergewaltigungen oder anderen Misshandlungen) durch kämpfende 

Einheiten sei sie nicht gewesen. Sie habe auf ihrem Weg nach Deutschland und in 

Deutschland weder Kenntnis von Personen erlangt, die sie als Unterstützer oder Mit-

glieder von extremistischen oder terroristischen Organisationen eingeschätzt habe, 

noch von Personen, von denen sie habe annehmen müssen, dass sie für einen 

Nachrichtendienst arbeiten. Für den Fall der Rückkehr nach Syrien fürchte sie wegen 

des Krieges um ihr Leben. 

 

Das Bundesamt erkannte die Klägerin mit Bescheid vom 8. April 2016 als subsidiär 

Schutzberechtigte an und lehnte den Asylantrag im Übrigen ab.  

 

Das Verwaltungsgericht Regensburg hat die Beklagte mit Gerichtsbescheid vom 

15. Juli 2016 verpflichtet, der Klägerin die Flüchtlingseigenschaft gemäß § 3 Abs. 1 

AsylG zuzuerkennen. Zur Begründung führte es unter anderem aus: Der syrische 

Staat betrachte gegenwärtig das Stellen eines Asylantrags im Zusammenhang mit 

einer (illegalen) Ausreise und dem entsprechenden Aufenthalt im westlichen Ausland 

als Anknüpfung und Ausdruck einer politisch missliebigen Gesinnung und damit als 

Kritik am herrschenden System, die das Gebot der Loyalität ihm gegenüber verletze. 

Ein solches Verhalten werde – ungeachtet einer tatsächlichen oppositionellen Hal-

tung des Einzelnen – vom syrischen Staat generell und unterschiedslos als Ausdruck 

regimefeindlicher Gesinnung aufgefasst. Zumindest Rückkehrer aus dem westlichen 
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Ausland und damit auch aus Deutschland hätten in der Regel mit beachtlicher Wahr-

scheinlichkeit in Anknüpfung an ihre tatsächliche oder wohl zumeist nur vermutete 

politische Überzeugung mit Verfolgungsmaßnahmen im Sinn des § 3a AsylG zu 

rechnen. 

 

2.  Die Beklagte begründet die vom Senat mit Beschluss vom 20. September 2016 

zugelassene Berufung wie folgt:  

 

Es begegne Zweifeln, die Verfolgungsgefahr zumeist aus einem allgemeinen „Ab-

schöpfungsinteresse“ hinsichtlich Erkenntnissen zur Exilopposition ableiten zu wol-

len. 

Gegen die Annahme, dass bei jedem Rückkehrer eine Regimegegnerschaft vermutet 

werde, spreche die mittlerweile sehr hohe und weiter zunehmende Zahl der Flücht-

linge. Der syrische Staat dürfte weder Veranlassung noch Ressourcen haben, gegen 

jeden Rückkehrer vorzugehen. Die hohe Anzahl an ausgegebenen syrischen Reise-

pässen spreche ebenfalls dagegen, dass jedem Rückkehrer eine regimefeindliche 

Gesinnung unterstellt werde. Dem entspreche es, dass sich ein erheblicher Teil der 

syrischen Asylbewerber für den Fall einer Rückkehr nicht vor Verfolgung in An-

knüpfung an Verfolgungsgründe nach § 3b AsylG fürchte, sondern ausschließlich vor 

Kriegsgefahren und Kriegsfolgen. Diese Erkenntnis habe das Bundesamt aus mehr 

als 130.000 in diesem Jahr durchgeführten Anhörungen gewonnen. 

 

Die Beklagte beantragt,  

 

in Abänderung des Gerichtsbescheids des Verwaltungsgerichts Re-

gensburg vom 15. Juli 2016 die Klage abzuweisen. 

 

Die Klägerin beantragt, 

 

 die Berufung zurückzuweisen. 

 

Auch unverfolgt ausgereisten Rückkehrern nach Syrien drohe mit beachtlicher Wahr-

scheinlichkeit eine politische Verfolgung. Die Auskunft des Auswärtigen Amtes (Bot-

schaft Beirut v. 3.2.2016), wonach keine Erkenntnisse vorlägen, dass Syrer bei einer 

Rückkehr allein wegen des Auslandsaufenthaltes Übergriffe oder Sanktionen zu er-

leiden hätten, sei mit großer Unsicherheit behaftet. Denn es dürfte kaum noch eine 

Zusammenarbeit zwischen der deutschen Botschaft und den syrischen Behörden 

stattfinden.  

Die Annahme, das syrische Regime sei aus Kapazitätsgründen nicht in der Lage, 
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Rückkehrer systematisch zu befragen, sei eine Mutmaßung des Bundesamts, die 

nicht näher begründet oder belegt werde. 

§ 3 Abs. 1 AsylG sei verfassungskonform auszulegen, weil Leben und Gesundheit 

der Klägerin in Gefahr seien. Es müsse deshalb hinsichtlich der beachtlichen Wahr-

scheinlichkeit für eine politische Verfolgung zugunsten der Klägerin zu einer Art Be-

weislastumkehr kommen. 

 

Die Landesanwaltschaft Bayern äußert sich als Vertreterin des öffentlichen Inte-

resses unter anderem wie folgt: 

 

Die erforderliche Verknüpfung zwischen schädigender Handlung und Verfolgungs-

grund sei bei der Klägerin nicht gegeben. Die Annahme sei wenig plausibel und letzt-

lich lebensfremd, dass aus dem westlichen Ausland zurückkehrende Syrer bei der in 

diesem Fall obligatorischen Befragung von den syrischen Sicherheitskräften allein 

wegen der Ausreise aus Syrien, der Asylantragstellung und des Aufenthalts in 

Deutschland als Oppositionelle betrachtet würden.  

 

3.  Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Ge-

richts- und Behördenakten sowie auf die zum Gegenstand des Verfahrens gemach-

ten Erkenntnisquellen verwiesen. Wegen des Verlaufs der mündlichen Verhandlung 

wird auf die Sitzungsniederschrift verwiesen.  

 

 

Entscheidungsgründe:  

 

Die zulässige Berufung ist begründet. Das Verwaltungsgericht Regensburg hat der 

Klage mit Gerichtsbescheid vom 15. Juli 2016 zu Unrecht stattgegeben. Die Ab-

lehnung der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft durch das Bundesamt mit Be-

scheid vom 8. April 2016 ist rechtmäßig und verletzt die Klägerin nicht in ihren Rech-

ten (§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO). § 3 Abs. 4 AsylG gibt der Klägerin in dem für die 

Beurteilung der Sach- und Rechtslage maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen Ver-

handlung (§ 77 Abs. 1 Satz 1 AsylG) keinen darauf gerichteten Anspruch, denn sie 

ist kein Flüchtling im Sinn des § 3 Abs. 1 AsylG.  

 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG ist ein Ausländer – soweit hier von Interesse – Flüchtling im 

Sinne des Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 

(BGBl. 1953 II S. 560 – Genfer Flüchtlingskonvention), wenn er sich aus begründeter 

Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, politischen Über-

zeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe außerhalb des 
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Landes (Herkunftsland) befindet, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und dessen 

Schutz er nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in An-

spruch nehmen will. Diese Voraussetzungen lagen bei der Klägerin im Zeitpunkt ihrer 

Ausreise aus der Arabischen Republik Syrien nicht vor (1.), noch ergeben sie sich 

aus Ereignissen, die eingetreten sind, nachdem die Klägerin ihr Herkunftsland ver-

lassen hat (2.) 

 

1.  Der Senat konnte aufgrund des bisherigen Ablaufs des Asylverfahrens und auf-

grund der Anhörung der Klägerin in der Berufungsverhandlung nicht die erforderliche 

Überzeugung (vgl. dazu BVerwG, U.v. 11.11.1986 – 9 C 316.85 – juris) davon ge-

winnen, dass sie die Arabische Republik Syrien aus begründeter Furcht vor einer 

Verfolgung im Sinn des § 3 Abs. 1 AsylG verlassen hat. 

 

Die Klägerin hat erstmals in der Berufungsverhandlung eine Vorverfolgung geltend 

gemacht. Dieses Vorbringen ist nicht glaubhaft. Es ist gegenüber den in der An-

hörung durch das Bundesamt am 5. April 2016 genannten Fluchtgründen gesteigert 

und steht dazu in Widerspruch, ohne dass die Klägerin diese Unregelmäßigkeiten 

überzeugend auflösen konnte. 

 

Gegenüber dem Bundesamt sprach die Klägerin nach dem Inhalt der Niederschrift 

über die Anhörung am 5. April 2016 lediglich allgemein davon, die Lage in Syrien sei 

für sie und ihre Geschwister schwierig gewesen; ihr Vater sei ein kranker alter Mann. 

Es seien Mädchen entführt worden und Jungen seien gezwungen worden, zur Armee 

zu gehen oder sich anderen Gruppen anzuschließen. 

 

Demgegenüber hat sie im Rahmen der informatorischen Befragung durch den Senat 

ihr Vorbringen steigernd und im Widerspruch zu dem ursprünglich genannten Flucht-

grund davon gesprochen, sie sei als Sunnitin von anderen Gruppen verfolgt worden. 

Es habe Drohungen gegeben, die ihre Familie auch persönlich betroffen hätten. Ihr 

Haus sei nach der Flucht aus der Heimat von verschiedenen Gruppen besetzt wor-

den. 

 

Es ist nicht nachvollziehbar, aus welchem Grund die Klägerin diese aus ihrer Sicht 

wesentlichen Fluchtgründe nicht schon gegenüber dem Bundesamt vorgebracht hat. 

Ihre Erklärung, sie habe nicht die Möglichkeit dazu gehabt, sie sei nicht dazu ge-

kommen, überzeugt schon angesichts der Tatsache nicht, dass die Anhörung vor 

dem Bundesamt ausweislich der dazu angefertigten Niederschrift mehr als eine 

Stunde dauerte und der Klägerin dabei auch ausdrücklich die Frage gestellt wurde: 

„Was ist ihnen persönlich vor der Ausreise aus Syrien passiert?“ Überdies erklärte 
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die Klägerin abschließend auf eine entsprechende Frage der Entscheiderin hin, sie 

habe bereits alles erzählt. 

 

Nach Vorstehendem kann offenbleiben, ob die von der Klägerin nunmehr behauptete 

Vorverfolgung überhaupt von flüchtlingsschutzrelevanter Bedeutung ist. 

 

2.  Die Klägerin kann für einen Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 

nichts daraus für sich ableiten, dass gemäß § 28 Abs. 1a AsylG die begründete 

Furcht vor Verfolgung im Sinn des § 3 Abs. 1 AsylG auch auf Ereignissen beruhen 

kann, die eingetreten sind, nachdem sie ihr Herkunftsland verlassen hat. Ein solcher 

Nachfluchtgrund besteht entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts nicht 

allein deshalb, weil die Klägerin aus Syrien ausgereist ist, in der Bundesrepublik 

Deutschland Asyl beantragt und sich seitdem hier aufgehalten hat. Diese Umstände 

rechtfertigen nicht die begründete Furcht, dass syrische staatliche Stellen die Kläge-

rin bei einer Rückkehr in die Arabische Republik Syrien über den Flughafen Damas-

kus oder eine andere staatliche Kontrollstelle als Oppositionelle betrachten und sie 

deshalb wegen einer ihr unterstellten politischen Überzeugung verfolgen. 

 

2.1  Davon wäre nur dann auszugehen, wenn der Klägerin bei verständiger (objek-

tiver) Würdigung der gesamten Umstände ihres Falles mit beachtlicher Wahrschein-

lichkeit Verfolgung droht, so dass ihr nicht zuzumuten ist, in den Herkunftsstaat zu-

rückzukehren. Die „verständige Würdigung aller Umstände" hat dabei eine Prognose 

über die Wahrscheinlichkeit künftiger Geschehensabläufe zum Inhalt. Im Rahmen 

dieser Prognose ist eine "qualifizierende" Betrachtungsweise im Sinne einer Ge-

wichtung und Abwägung aller festgestellten Umstände und ihrer Bedeutung anzu-

legen. Es ist maßgebend, ob in Anbetracht dieser Umstände bei einem vernünftig 

denkenden, besonnenen Menschen in der Lage der Klägerin Furcht vor Verfolgung 

hervorgerufen werden kann. Eine in diesem Sinne begründete Furcht vor einem Er-

eignis kann deshalb auch dann vorliegen, wenn aufgrund einer "quantitativen" Be-

trachtungsweise weniger als 50 v.H. Wahrscheinlichkeit für dessen Eintritt besteht. 

Beachtliche Wahrscheinlichkeit einer Verfolgung ist deshalb dann anzunehmen, 

wenn bei der im Rahmen der Prognose vorzunehmenden zusammenfassenden Be-

wertung des zur Prüfung gestellten Lebenssachverhalts die für eine Verfolgung spre-

chenden Umstände ein größeres Gewicht besitzen und deswegen gegenüber den 

dagegen sprechenden Tatsachen überwiegen. Maßgebend ist in dieser Hinsicht da-

mit letztlich der Gesichtspunkt der Zumutbarkeit. Entscheidend ist, ob aus der Sicht 

eines besonnenen und vernünftig denkenden Menschen in der Lage der Klägerin 

nach Abwägung aller bekannten Umstände eine (hypothetische) Rückkehr in den 

Herkunftsstaat als unzumutbar erscheint. Ergeben die Gesamtumstände des Falles 
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die "reale Möglichkeit" einer politischen Verfolgung, wird auch ein verständiger 

Mensch das Risiko einer Rückkehr in den Heimatstaat nicht auf sich nehmen. Ein 

verständiger Betrachter wird bei der Abwägung aller Umstände daneben auch die 

besondere Schwere des befürchteten Eingriffs in einem gewissen Umfang in seine 

Betrachtung einbeziehen (vgl. BVerwG, EuGH-Vorlage v. 7.2.2008 – 10 C 33.07 – 

juris Rn. 37 und zu Art. 16a GG U.v. 5.11.1991 – 9 C 118/90 – juris Rn. 17). 

 

2.2  Nach diesem Maßstab und nach der Erkenntnislage im Zeitpunkt der mündlichen 

Verhandlung hat der Senat die Überzeugung gewonnen, dass der Klägerin bei einer 

unterstellten Rückkehr nach Syrien über den Flughafen Damaskus oder eine andere 

staatliche Kontrollstelle wegen ihres Asylantrags und des damit verbundenen Auf-

enthalts in Deutschland eine politische Verfolgung nicht mit beachtlicher Wahr-

scheinlichkeit droht. Bei der zusammenfassenden Bewertung aller Umstände haben 

die gegen eine Verfolgungsgefahr sprechenden Gründe größeres Gewicht als die 

dafür sprechenden Gründe. Diese Erkenntnis beruht auf Folgendem: 

 

2.2.1 Eine Auswertung der in beiden Rechtszügen beigezogenen Erkenntnismittel 

zeigt, dass das Herrschaftssystem des syrischen Präsidenten Bashar al-Assad durch 

den seit dem Jahr 2011 anhaltenden militärischen Kampf gegen verschiedene feind-

liche Organisationen und infolge internationaler Sanktionen militärisch sowie wirt-

schaftlich zunehmend unter Druck geraten ist. Der syrische Staat setzt deshalb alles 

daran, seine Macht zu erhalten und geht in seinem Einflussgebiet ohne Achtung der 

Menschenrechte gegen tatsächliche oder vermeintliche Regimegegner (Oppositio-

nelle) mit größter Brutalität und Rücksichtslosigkeit vor.  

 

Zu den Zielen der syrischen Regierung führt Gerlach in „Was in Syrien geschieht - 

Essay“ vom 19. Februar 2016 (http://www.bpb.de/apuz/221168/was-in-syrien-ge-

schieht?p=all) aus: 

 

„Das erklärte Ziel des syrischen Regimes, das sich für den rechtmäßigen 

Vertreter des Staates hält, ist die Wiedererrichtung eines Herrschafts-

monopols auf dem gesamten Territorium der Syrischen Arabischen Republik, 

also gewissermaßen in den Grenzen von 2011. … Wichtiger noch: das Fort-

bestehen der Machtarchitektur ohne einschneidende Veränderung, die in ei-

ner Entmachtung des Präsidenten Assad oder in der Auflösung jenes Macht-

komplexes der drei um den Präsidenten gruppierten Clans Assad, Makhlouf 

und Shalish bestehen könnte. Diesen Kriegszielen ordnete das Regime in 

den vergangenen fünf Jahren alle anderen Sekundärziele unter – und zu ih-

rer Verteidigung nahm es nicht nur zehntausende Tote unter der Zivilbevölke-

rung, sondern auch massive eigene Verluste in Kauf.“ 
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Einem „Ad hoc-Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Arabi-

schen Republik Syrien (Februar 2012)“ des Auswärtigen Amts vom 17. Februar 2012 

ist zu entnehmen:  

 

„Das syrische Regime setzt im Kampf gegen die syrische Opposition die Ar-

mee und Sicherheitskräfte gezielt gegen zivile Siedlungsgebiete ein. … 

Der Präsident stützt seine Herrschaft auf die Loyalität der Streitkräfte sowie 

der militärischen und zivilen Geheimdienste. Es gibt vier große Sicherheits-

dienste, die unabhängig voneinander alle Bereiche des gesellschaftlichen 

Lebens sowie sich gegenseitig kontrollieren: Allgemeine Sicherheit, Politi-

sche Sicherheit, Militärische Sicherheit und die Sicherheit der Luftwaffe. … 

Die Befugnisse der Sicherheitsdienste unterliegen keinen definierten Be-

schränkungen. Jeder Geheimdienst unterhält eigene Gefängnisse und Ver-

hörzentralen, bei denen es sich um rechtsfreie Räume handelt. … 

Syrische Oppositionsgruppen, die sich für eine Abschaffung des von Staats-

präsident Assad geführten Baath-Regimes einsetzen und die Neuordnung 

Syriens nach demokratischen, pluralistischen und rechtsstaatlichen Prinzi-

pien anstreben, werden durch das Regime massiv unterdrückt. … 

Die Risiken politischer Oppositionstätigkeit beschränken sich nicht auf eine 

mögliche strafrechtliche Verfolgung. Seit März 2011 sind zahlreiche Fälle von 

willkürlicher Verhaftung, Inhaftierung ohne Gerichtsverfahren, „Ver-

schwindenlassen“ (enforced disappearance), tätlichen Angegriffen (z. B. der 

Karikaturist A. F. und der Oppositionspolitiker R. S.), Tötung in Gewahrsam 

der Sicherheitskräfte (z. B. das Kind H. al-K., der Aktivist C. M.) und Mordan-

schlägen (z.B. der kurdische Oppositionelle M. D.) belegt. Einige Oppositio-

nelle sind daher in den Untergrund gegangen …; viele andere haben Syrien 

verlassen. … 

Menschenrechtsverteidiger schätzen die Zahl der Verhafteten und Ver-

schwundenen auf insgesamt über 40.000. … Willkürliche Verhaftungen sind 

in Syrien gegenwärtig sehr häufig und gehen von Polizei, Geheimdiensten 

und staatlich organisierten Milizen (sog. Shabbiha) aus. … 

Unliebsame öffentliche Äußerungen werden auf Grundlage des Strafge-

setzes verfolgt (insbesondere nach Art. 285 und 286, die „Propaganda zur 

Schwächung nationaler Gefühle“ bzw. das „Verbreiten falscher Informatio-

nen“ unter Strafe stellen). … 

Unter Menschenrechtsverteidigern ist der Eindruck verbreitet, dass das Re-

gime mit besonderer Härte gegen diejenigen Personen vorgehe, denen 

nachgewiesen werden könne, dass sie Informationen über die Lage im Land 

an ausländische Medien weitergeben würden. … 

Es muss davon ausgegangen werden, dass exilpolitische Tätigkeiten den sy-

rischen Sicherheitsdiensten bekannt werden. Auch ist nicht auszuschließen, 

dass syrische Familien in Deutschland von den Sicherheitsdiensten als 

Druckmittel gegenüber noch in Syrien lebenden Verwandten (oder umge-

kehrt) missbraucht werden. … 

Obwohl die syrische Verfassung (Art. 28) und das syrische Strafrecht Folter 

verbieten und Syrien das Übereinkommen gegen Folter und andere grau-

same unmenschliche Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984 ratifi-

ziert hat, wenden Polizei, Justizvollzugsorgane und Sicherheitsdienste sys-

tematisch Gewalt an. Die Gefahr körperlicher und seelischer Misshandlung 
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ist in den Verhörzentralen der Sicherheitsdienste, zu denen weder Anwälte 

noch Familienangehörige Zugang haben, als besonders hoch einzustufen. 

Personen, die unter dem Verdacht oppositioneller Umtriebe stehen, unterlie-

gen ebenfalls einem hohen Folterrisiko. …Gegenwärtig kann sich das Indivi-

duum de facto in keiner Weise gegenüber staatlichen Willkürakten zur Wehr 

setzen. Vieles deutet darauf hin, dass im Zuge der Bekämpfung der Opposi-

tionsbewegung die Sicherheitsdienste und die Shabbiha-Miliz vom Regime 

eine Art ´carte blanche´erhalten haben. ... 

Es kommt seit Beginn der Unruhen regelmäßig und systematisch zu willkür-

lichen Verhaftungen durch die Sicherheitsdienste, Rechtsmittel dagegen 

existieren nicht. Vor allem im Gewahrsam der außerhalb jeder Kontrolle agie-

renden Geheimdienste kommt es zu Drohungen und körperlichen Misshand-

lungen sowie zu ungeklärten Todesfällen. … 

Fälle von Verschwindenlassen haben seit März 2011 erheblich zuge-

nommen“ (Namen sind im Original vollständig wiedergegeben). 

 

Der Auskunft der Schweizerischen Flüchtlingshilfe „Syrien: Umsetzung der Amnestien“ 

vom 14. April 2015 (https://www.fluechtlingshilfe.ch/assets/herkunftslaender/mittlerer-

osten-zentralasien/syrien/150414-syr-amnestien.0.pdf) kann entnommen werden: 

 

„Human Rights Watch kritisierte im Januar 2015, dass trotz der Amnestie 

noch eine Vielzahl Aktivisten, Menschenrechtsverteidiger, Medienschaffende 

sowie Personen, die humanitäre Hilfe geleistet haben, inhaftiert oder in Un-

tersuchungshaft sind. ... 

In vielen Fällen werden vor allem Aktivisten, Anwälte und Menschenrechts-

aktivisten von den Geheimdiensten wochen- und monatelang ohne Verfahren 

festgehalten. ... 

Die Anzahl der seit dem Ausbruch des Krieges im März 2011 verhafteten 

Personen ist umstritten. Das Violations Documentation Center, eine lokale 

Monitoring Gruppe, ging im Juli 2014 davon aus, dass 40.853 Personen in 

Haft sind.
 
Der ehemalige UN-Sondergesandte für Syrien, Lakhdar Brahimi, 

ging von zwischen 50.000 und 100.000 Inhaftierten des syrischen Regimes 

aus.
 
Der UN High Commissioner for Human Rights, Zeid Ra'ad Al Hussein, 

weist auf Schätzungen zwischen zehntausenden und hunderttausenden In-

haftierten hin.
 

Das Syrian Observatory for Human Rights schätzt, dass 

200.000 Personen in syrischen Gefängnissen sitzen. ... 

Dass die Haftbedingungen schlecht sind und in den Gefängnissen gefoltert 

wird, ist seit langem dokumentiert, auch bereits vor dem Konflikt. Folter ist 

insbesondere in der ersten Zeit der Haft üblich, um an Informationen zu 

kommen, die Häftlinge einzuschüchtern und um Schuldeingeständnisse zu 

erzwingen. Folter und die schlechten Haftbedingungen führen zu Todes-

fällen. ... 

Viele friedliche Aktivisten, die aufgrund des Anti-Terrorismus-Gesetzes ver-

urteilt worden sind und von der Amnestie hätten profitieren sollen, blieben 

weiterhin in Haft.“  

Die vierte aktualisierte Fassung der „UNHCR-Erwägungen zum Schutzbedarf von 

Personen, die aus der Arabischen Republik Syrien fliehen“ vom November 2015 
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(https://www.ecoi.net/file_upload/1930_1455006006_syr-112015.pdf) äußert sich in 

Fußnummer 74 u.a. wie folgt: 

 

„Verläuft die Fahndung nach einem Regierungsgegner bzw. einer Person, 

die man für einen Regierungsgegner hält, erfolglos, gehen die Sicherheits-

kräfte Berichten zufolge dazu über, die Familienangehörigen einschließlich 

der Kinder der betreffenden Person festzunehmen oder zu misshandeln. 

Dies geschieht entweder zur Vergeltung der Aktivitäten bzw. des Loyalitäts-

bruchs der gesuchten Person oder zwecks Einholung von Informationen über 

ihren Aufenthaltsort oder mit der Absicht, die betreffende Person dazu zu 

bewegen, sich zu stellen bzw. die gegen sie erhobenen Anschuldigungen 

anzuerkennen.”  
 

Die Einwanderungs- und Flüchtlingsbehörde von Kanada (Immigration and Refugee 

Board of Canada) verweist in einem Bericht (Antworten auf Informationsanfragen 

SYR105361.E vom 19. Januar 2016, S. 4 – zitiert nach der in das Verfahren einge-

führten Übersetzung in die deutsche Sprache) auf folgende Erkenntnisse von Amne-

sty International (Between Prison and the Grave, Enforced Disappearances in Syria, 

November 2015), Human Rights Watch (Syria, World Report 2015: Events of 2014, 

29.1.2015) und OHCHR (Open Wounds: Torture and Ill-Treatment in the Syrian Arab 

Republic, 14.4.2014) hin: 
 

„Laut AI hat die in Syrien stationierte Kontrollgruppe Syrian Network for Hu-

man Rights über 58.000 Fälle von Zivilisten dokumentiert, die zwischen März 

2011 und August 2015 durch die syrische Regierung ´zwangsweise´ ver-

schwunden sind, und am 30. August 2015 immer noch als vermisst gelten 

(AI, Nov. 2015, 7). Des Weiteren vermerkt dieselbe Quelle, dass alle vier 

Truppengattungen der syrischen Sicherheitskräfte, bestehend aus dem mili-

tärischen Geheimdienst, dem Geheimdienst der Luftwaffe, dem politischen 

Sicherheitsdienst und dem allgemeinen Geheimdienst (auch Staatsicherheit 

genannt), Personen zwangsweise verschwinden lassen würden und dass es 

überall im Land Gefangenenlager gebe (ebd.). AI erklärt, dass diese Ge-

fangenen ´außerhalb des gesetzlichen Schutzes gestellt werden, und dass 

ihnen die Vertretung durch einen Rechtsanwalt oder ein faires Gerichtsver-

fahren verwehrt wird´; dass Gefangene in überfüllten Behausungen gehalten 

und regelmäßig einem Katalog der Folter ausgesetzt werden´(ebd., 8). Hu-

man Rights Watch und der UNHCR berichten über die weit verbreitete An-

wendung des Verschwindenlassens, der Inhaftierung und Folter durch syri-

sche Behörden (UN, 14. Apr. 2014, 1; Human Rights Watch, 29. Jan. 2015, 2 

- 3).“ 
 

Nach den im Amnesty Report 2016 vom 2. März 2016 

(http://www.amnesty.de/jahresbericht/2016/syrien) festgehaltenen Erkenntnissen von 

Amnesty International hat sich an dieser Lage nichts zum Guten geändert. Dem Re-

53 

54 

55 

56 



port ist u.a. zu entnehmen: 

 

„Die staatlichen Sicherheitskräfte hielten nach wie vor Tausende Menschen 

ohne Anklageerhebung über lange Zeit in Untersuchungshaft. Viele von 

ihnen waren unter Bedingungen inhaftiert, die den Tatbestand des Ver-

schwindenlassens erfüllten. Zehntausende Menschen, die seit Ausbruch des 

Konflikts im Jahr 2011 inhaftiert worden waren, blieben „verschwunden“. Un-

ter ihnen befanden sich friedliche Regierungskritiker und -gegner sowie Fa-

milienangehörige, die anstelle ihrer von den Behörden gesuchten Ange-

hörigen inhaftiert worden waren. … 

Folter und andere Misshandlungen von Inhaftierten in Gefängnissen sowie 

durch den staatlichen Sicherheitsdienst und die Geheimdienste waren auch 

2015 weit verbreitet und wurden systematisch angewendet, was erneut zu 

vielen Todesfällen in Gewahrsam führte. … 

10.000 Personen, darunter auch friedliche Aktivisten, wurden von Sicher-

heitskräften der Regierung festgenommen. Viele von ihnen verbrachten lan-

ge Zeiträume in Untersuchungshaft, wo sie gefoltert und anderweitig miss-

handelt wurden. Andere erhielten unfaire Prozesse vor dem Antiterrorgericht 

oder vor militärischen Feldgerichten.“  

 

2.2.2  Trotz des Umstands, dass die syrischen Machthaber um des Erhalts ihrer in-

folge der militärischen Auseinandersetzung bedrohten Herrschaft willen mit äußerster 

Härte gegen tatsächliche oder vermeintliche Oppositionelle vorgehen, ist es zur 

Überzeugung des Senats nicht beachtlich wahrscheinlich, dass die Klägerin allein 

wegen ihrer Ausreise, ihres Asylantrags und des Aufenthalts in Deutschland als Op-

positionelle betrachtet wird und deshalb Verfolgungshandlungen im Sinn des § 3a 

Abs. 1 AsylG zu befürchten hat (so auch OVG SH, U.v. 23.11.2016 - 3 LB 17.16 - 

juris; OVG NW, B.v. 6.10.2016 - 14 A 1852/16.A - juris; a.A. OVG Sachsen-Anhalt, 

U.v. 18.7.2012 - 3 L 147.12 - juris). 

 

2.2.2.1  Es ist davon auszugehen, dass die Klägerin im Falle einer Rückkehr nach 

Syrien über den Flughafen Damaskus oder eine andere staatliche Kontrollstelle im 

Rahmen einer strengen Einreisekontrolle durch verschiedene Geheimdienste über 

ihren Auslandsaufenthalt und den Grund ihrer Abschiebung befragt wird. Die Sicher-

heitsbeamten werden dabei auch Einblick in die Computerdatenbanken nehmen, um 

zu prüfen, ob die Klägerin von den Behörden gesucht wird. Es kann davon ausge-

gangen werden, dass die Sicherheitskräfte eine „carte blanche“ haben, um zu tun, 

was immer sie tun wollen, wenn sie jemanden aus irgendeinem Grund verdächtigen 

(vgl. Einwanderungs- und Flüchtlingsbehörde von Kanada, Antworten auf Informa-

tionsanfragen SYR105361.E vom 19.1.2016, S. 2 f.; Auswärtiges Amt, Auskunft an 

das Verwaltungsgericht Trier vom 12.10.2016 zur Ausreisekontrolle). 

 

2.2.2.2  Zu den Folgen, die sich im Rahmen einer solchen Überprüfung für einen ab-
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gelehnten Asylbewerber ergeben, ist die Auskunftslage nicht einheitlich. 

 

a)  Die Ermittlungsabteilung (Research Directorate) der kanadischen Einwanderungs- 

und Flüchtlingsbehörde hat dazu verschiedene sachkundige Personen befragt. Ein 

emeritierter Professor für Anthropologie und Zwangsmigration der Universität Oxford 

(emeritus Professor of anthropology and forced migration at Oxford University, tele-

fonische Befragung am 11.12.2015) äußerte sich dahingehend, ein abgelehnter 

Asylbewerber werde höchstwahrscheinlich festgenommen und inhaftiert; groß sei die 

Wahrscheinlichkeit, dass solche Personen gefoltert würden, um eine Aussage zu 

erhalten, aus welchem Grund sie geflohen seien.  

Der Vorstand der Nichtregierungsorganisation „Syrisches Zentrum für Justiz und Re-

chenschaftspflicht“ (Executive Director „Syria Justice and Accountability Center“, tele-

fonische Befragung am 14.12.2015) sagte, ein abgelehnter Asylbewerber werde auf 

jeden Fall festgenommen und inhaftiert. Ihm würde vorgeworfen, im Ausland falsche 

Informationen verbreitet zu haben, und er würde wie ein Oppositioneller behandelt. 

Er würde einer Folter unterworfen, wobei die Behörden versuchen würden, Informati-

onen über andere abgelehnte Asylbewerber oder Oppositionelle zu bekommen. Der 

abgelehnte Asylbewerber riskiere, zu Tode gefoltert zu werden oder gefoltert zu wer-

den und dann für eine sehr lange Zeit in Haft genommen zu werden. 

Ein leitender auf Syrien spezialisierter Gast-Forschungsbeauftragter am King´s Col-

lege London (Visiting Senior Research Fellow, telefonische Befragung am 

15.12.2015) bekundete gegenüber der kanadischen Behörde, es bestünde die Mög-

lichkeit, dass ein abgelehnter Asylbewerber wegen eines Asylantrags im Ausland 

festgenommen und inhaftiert werden könnte. Er war aber des Weiteren der Meinung, 

dass das nicht „automatisch“ der Fall sei. Die mehr traditionsbewussten syrischen 

Beamten seien der Überzeugung, dass alle Asylbewerber Regierungsgegner seien, 

und somit einer Festnahme, Inhaftierung und Folter unterworfen werden könnten. Es 

gebe aber auch Beamte, die verstünden, dass manche Leute vielleicht aus wirt-

schaftlichen Gründen das Land verlassen hätten. Nichts sei „automatisch“ oder vor-

hersehbar. Allerdings habe der Konflikt wahrscheinlich das Misstrauen der Beamten 

erhöht (vgl. zum Ganzen Einwanderungs- und Flüchtlingsbehörde von Kanada, Ant-

worten auf Informationsanfragen SYR105361.E vom 19.1.2016, S. 6 f.). 

 

Die kanadische Einwanderungs- und Flüchtlingsbehörde zitiert in diesem Zu-

sammenhang zudem aus den „Länderberichten über die Handhabung der Men-

schenrechte für 2014“ des Auswärtigen Amts der Vereinigten Staaten (US Depart-

ment of State´s „Country Reports on Human Rights Practices for 2014“). Danach sei-

en Syrer, die im Ausland erfolglos Asyl gesucht haben, bei ihrer Rückkehr der Straf-

verfolgung ausgesetzt. Das Gesetz sehe die Strafverfolgung jeglicher Person vor, die 
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in einem anderen Land Zuflucht suche, um der Strafe in Syrien zu entfliehen. Das 

Regime nehme routinemäßig Dissidenten und ehemalige Staatsbürger mit unbe-

kannter politischer Zugehörigkeit fest, die versucht hätten, nach Jahren oder sogar 

Jahrzehnten des selbst auferlegten Exils in das Land zurückzukehren. 

 

b)  Demgegenüber beantwortete die Deutsche Botschaft Beirut (Referat 313) eine 

Anfrage des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge zur Rückkehrgefährung unter 

dem 3. Februar 2016 dahin, dem Auswärtigen Amt lägen keine Erkenntnisse vor, 

dass ausschließlich aufgrund des vorausgegangenen Auslandsaufenthalts Rück-

kehrer nach Syrien Übergriffe/Sanktionen zu erleiden hätten. Allerdings seien Fälle 

bekannt, bei denen Rückkehrer befragt, zeitweilig inhaftiert worden seien oder dau-

erhaft verschwunden seien. Das stehe überwiegend in Zusammenhang mit oppositi-

onsnahen Aktivitäten (beispielsweise Journalisten oder Menschenrechtsverteidiger) 

oder in Zusammenhang mit einem nicht abgeleisteten Militärdienst. Dies entspreche 

auch den Erkenntnissen von Menschenrechtsorganisationen, mit denen das Auswär-

tige Amt bzw. die Botschaft Beirut zusammenarbeite.  

 

Die Frage des Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgerichts, ob unverfolgt 

ausgereiste Asylbewerber bei Rückkehr nach Syrien Befragungen seitens des syri-

schen Staates ausgesetzt seien und – bejahendenfalls – wie hoch die Gefahr einzu-

schätzen sei, dass sie deshalb Verfolgungsmaßnahmen seitens des syrischen Staats 

ausgesetzt werden, beantwortete das Auswärtige Amt mit Auskunft vom 7. Novem-

ber 2016 wie folgt: Das Amt habe keine Kenntnisse zu systematischen Befragungen 

von unverfolgt ausgereisten Asylbewerbern nach Rückkehr nach Syrien. Es lägen 

keine Erkenntnisse vor, dass diese Rückkehrer allein aufgrund eines vorausgegan-

genen Auslandsaufenthalts Verfolgungsmaßnahmen ausgesetzt seien. 

 

Der UNHCR ist für den Fall einer Einzelfallprüfung von Asylanträgen syrischer Asyl-

bewerber der Ansicht, dass Personen mit einem oder mehreren der in den Erwägun-

gen des UNHCR angeführten Risikoprofile „wahrscheinlich“ internationalen Schutz im 

Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention benötigen. Unter ein solches Risikoprofil fal-

len nach Auffassung des UNHCR unter anderem „Personen, die tatsächlich oder 

vermeintlich in Opposition zur Regierung stehen, einschließlich, jedoch nicht be-

schränkt auf Mitglieder politischer Oppositionsparteien; Aufständische, Aktivisten und 

sonstige Personen, die als Sympathisanten der Opposition angesehen werden; Mit-

glieder bewaffneter oppositioneller Gruppen bzw. Personen, die als Mitglieder be-

waffneter oppositioneller Gruppen angesehen werden; Wehrdienstverweigerer und 

Deserteure der Streitkräfte; Mitglieder der Regierung und der Baath-Partei, die ihre 

Ämter niedergelegt haben; Familienangehörige von tatsächlichen oder vermeint-
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lichen Regierungsgegnern sowie andere Personen, die mit tatsächlichen oder ver-

meintlichen Regierungsgegnern in Verbindung gebracht werden; Zivilisten, die in 

vermeintlich regierungsfeindlichen städtischen Nachbarschaften, Städten und Dör-

fern leben“ (vgl. UNHCR-Erwägungen zum Schutzbedarf von Personen, die aus der 

Arabischen Republik Syrien fliehen, 4. aktualisierte Fassung November 2015, S. 25 

f.). 

 

2.2.2.3  Aufgrund einer zusammenfassenden Bewertung der gesamten Umstände 

steht fest, dass die gegen eine Verfolgung der Klägerin sprechenden Umstände ein 

größeres Gewicht besitzen und deswegen die dafür sprechenden Tatsachen über-

wiegen. Es kann nicht von einem bei jedem Rückkehrer bestehenden in gleicher 

Weise realen Risiko von Misshandlung und Folter ausgegangen werden. Der Senat 

ist vielmehr davon überzeugt, dass die syrischen Sicherheitskräfte bei zurückkehren-

den erfolglosen Asylbewerbern selektiv vorgehen und erst zusätzliche signifikante 

gefahrerhöhende Merkmale oder Umstände die beachtliche Wahrscheinlichkeit einer 

Verfolgung begründen. 

 

a)  Dabei bleibt nicht außer Betracht, dass der um seine Existenz kämpfende syri-

sche Staat und dessen Machthaber ihre Ziele, nämlich die Wiederherstellung eines 

Herrschaftsmonopols auf dem gesamten Territorium Syriens sowie der Machterhalt 

zugunsten des Präsidenten Assad und der um ihn gruppierten Clans mit größter Här-

te und menschenrechtswidrigen Mitteln verfolgen. In dieses Bild scheinen sich die 

Äußerungen der von der Ermittlungsabteilung der kanadischen Einwanderungs- und 

Flüchtlingsbehörde befragten sachkundigen Personen einzufügen. Gegen deren An-

nahme, abgelehnte Asylbewerber würden (allein) wegen des Asylantrags im Ausland 

„auf jeden Fall“ bzw. „höchstwahrscheinlich“ oder möglicherweise festgenommen, 

inhaftiert und gefoltert, spricht aber neben der Tatsache, dass die Bewertungen der 

sachkundigen Personen nicht näher konkretisiert sind, Folgendes:  

 

Die im angefochtenen Gerichtsbescheid in Bezug genommenen (GA S. 7), in einem 

Urteil des Oberverwaltungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt vom 17. Februar 

2012 (3 L 147/12) beschriebenen Fälle von Personen, die bis zum Erlass des gene-

rellen Abschiebungstopps im April 2011 aus der Bundesrepublik Deutschland und 

anderen europäischen Staaten nach Syrien abgeschoben wurden, sind nicht ge-

eignet, eine allein auf die Asylantragstellung zurückzuführende politische Verfolgung 

zu belegen. Im Gegenteil, die insoweit ausweislich des vorbezeichneten Urteils von 

Amnesty International („Menschenrechtskrise in Syrien erfordert Abschiebungsstopp 

und Aussetzung des Deutsch-Syrischen Rückübernahmeabkommens“ vom 14. März 

2012) und von dem kurdischen Informationsdienst „KURDWATCH“ dokumentierten 
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neun Fälle zeigen, dass Verfolgungsmaßnahmen der syrischen Sicherheitskräfte 

nicht allein durch die Asylantragstellung, sondern durch hinzutretende Umstände 

ausgelöst wurden. Dazu in der Reihenfolge der Fälle wie sie im Urteil des Ober-

verwaltungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt vom 17. Februar 2012 angeführt 

sind: 

 

- Der syrische Kurde B. K. hatte in Zypern erfolglos Asyl beantragt und wurde im 

Juni 2009 bei seiner Ankunft auf dem Flughafen in Damaskus festgenommen und 

vier Monate ohne Kontakt zur Außenwelt von den Geheimdiensten inhaftiert und 

offenbar misshandelt und gefoltert. Hier trat zum Asylantrag hinzu, dass B. K. 

nach den Erkenntnissen von amnesty international bereits Anfang 2005 als Ju-

gendlicher für zweieinhalb Monate u.a. in der Haftanstalt der „Palästinensischen 

Abteilung“ beim Militärischen Geheimdienst in Haft war. Er war damit bereits vor 

seiner Ausreise in das Blickfeld der syrischen Dienste geraten. 

- Der syrische Kurde K. K. wurde nach abgelehntem Asylantrag am 1. September 

2009 nach Syrien abgeschoben. Zwei Wochen nach seiner Rückkehr wurde er bei 

der Vorsprache beim Geheimdienst festgenommen und drei Wochen lang ohne 

Kontakt zur Außenwelt inhaftiert, verhört und eigenen Angaben zufolge gefoltert 

und misshandelt. Im Rahmen seiner Verhöre wurden ihm auch Angaben aus sei-

ner Anhörung beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge vorgehalten 

(KURDWATCH, Meldung vom 29.08.2010). Gegen Herrn K. wurde Anklage we-

gen „Verbreitung falscher Informationen im Ausland“ gemäß § 287 des syrischen 

Strafgesetzbuches vor dem Militärgericht erhoben. Allerdings, das Urteil des 

Oberverwaltungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt lässt das unerwähnt, war 

Gegenstand des geheimdienstlichen Verhörs auch die Teilnahme des Verhafteten 

an einer Kundgebung gegen das Rückübernahmeabkommen zwischen Deutsch-

land und der Arabischen Republik Syrien. Nach Angaben des Europäischen Zent-

rums für Kurdische Studien hat der Rechtsanwalt des Herrn K. mitgeteilt, dass 

sich die nachfolgende Anklage auf den Vorwurf gestützt habe, Herr K. habe in 

Deutschland an dieser Kundgebung teilgenommen. Ein Monitoring durch den Ver-

bindungsbeamten bestätigte, dass Herr K. der Aussage seines Anwaltes entspre-

chend wegen der Teilnahme an einer Kundgebung in Deutschland verurteilt wurde 

(vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Asylrelevante Informationen, Rück-

übernahmeabkommen, Identitätspapiere, Asyl-Like-Minded Group und aktuelle Si-

tuation, April 2011, S. 11 f.). 

- Der syrische Kurde A. al-K. H. wurde im August 2010 aus Norwegen abgeschoben 

und bei seiner Ankunft auf dem Flughafen Damaskus festgenommen. Hier tritt 

hinzu, dass es sich bei Herrn A. al-K. H. um den stellvertretenden Direktor des 

Vereins syrischer Kurden in Norwegen handelte, einer Nichtregierungsorganisa-
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tion, die auf die Situation der kurdischen Minderheit in Syrien aufmerksam macht. 

Er war zwei Wochen ohne Kontakt zur Außenwelt beim Geheimdienst in Damas-

kus inhaftiert. Berichten zufolge soll er bei der Haftentlassung aufgefordert worden 

sein, sich beim Geheimdienst in Aleppo zu melden, was ihn zur Flucht aus Syrien 

veranlasste. 

- Nach einem von KURDWATCH dokumentierten Fall hatte die Ausländerbehörde 

Essen am 27. Juli 2010 eine sechsköpfige (kurdische) Familie nach Damaskus 

abschieben lassen. H. H. und K. H. wurden bei der Ankunft am Flughafen Damas-

kus von syrischen Sicherheitskräften festgenommen. In diesem Fall kommt hinzu, 

dass die beiden festgenommen wurden, weil sie in Deutschland straffällig gewor-

den waren. Der Aussage des H. H. zufolge wurde er an drei unterschiedlichen Or-

ten festgehalten. Begründet wurde seine Festnahme damit, dass er in Deutsch-

land wegen Diebstahls verurteilt worden sei und diese Strafe noch in Syrien ab-

leisten müsse. Tatsächlich, so H. H., sei die Strafe zur Bewährung ausgesetzt 

worden. Darüber hinaus sei ihm, ebenfalls unter Verweis auf seine aus Deutsch-

land stammenden Akten, zu Unrecht Drogenabhängigkeit vorgeworfen worden. 

- Der staatenlose Kurde D. A. wurde nach seiner Abschiebung aus Dänemark am 

15. November 2010 auf dem Flughafen Damaskus verhaftet. Herr A. war in Dä-

nemark politisch aktiv. 

- Mitglieder des Direktorats für politische Sicherheit in Syrien hatten am 

4. Dezember 2010 Herrn D. Y. M. vorgeladen und festgenommen. Nach seiner 

Abschiebung aus Zypern im Juni 2010 hatte er am Flughafen Damaskus seinen 

Pass abgeben müssen. Es folgten mehrere Verhöre durch verschiedene Geheim-

dienste. In diesem Fall tritt hervor, dass der Betroffene in Zypern gemeinsam mit 

anderen kurdischen Flüchtlingen gegen seine Abschiebung demonstriert und an 

einem mehrtätigen Hungerstreik teilgenommen hatte. 

- Die Ausländerbehörde Hildesheim hatte am 1. Februar 2011 die registrierten Staa-

tenlosen B. N. und seinen Sohn A. N. nach Syrien abschieben lassen. Beide wur-

den unmittelbar nach ihrer Ankunft in Damaskus festgenommen und der Aus-

wanderungs- und Passbehörde überstellt. Herrn A. N. wurde vorgeworfen, un-

richtige Angaben zu seinem Alter gemacht zu haben. Er wurde bei der Auswande-

rungs- und Passbehörde festgehalten, wo er auf eine Identitätsbescheinigung aus 

Al-Hassake warten musste. Sein Vater, Herr B. N, wurde zunächst dem Direktorat 

für politische Sicherheit vorgeführt und dort verhört. Er wurde am 13. Februar 

2011, sein Sohn am 3. März 2011 freigelassen. Unabhängig davon, dass es sich 

bei den Betroffenen um registrierte Staatenlose handelte, tritt hier die Problematik 

der Identitätsfeststellung in den Vordergrund. 

- Am 8. Februar 2011 wurde Herr A. A. von Dänemark über Wien nach Syrien abge-

schoben. Obgleich dem Königreich Dänemark zuvor die Rücknahme des Herrn A. 
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zugesichert worden war, erhielt er am Flughafen Damaskus die Information, er 

könne nicht einreisen, da es sich bei ihm nicht um einen syrischen Staatsange-

hörigen handele. Entweder er verlasse das Land oder er werde inhaftiert, bis seine 

Identität geklärt sei. Die drei dänischen Beamten, die Herrn A. begleiteten, hielten 

daraufhin Rücksprache mit der dänischen Botschaft und erhielten die Anweisung, 

noch am selben Tag mit Herrn A. nach Kopenhagen zurückzufliegen. In diesem 

Moment wurde Herr A. von einem Geheimdienstmitarbeiter erkannt, der einen Bei-

trag des kurdischen Senders Roj-TV gesehen hatte, in dem der Kurde im Septem-

ber 2010 als Sprecher von Hungerstreikenden aufgetreten war. Der Ge-

heimdienstmitarbeiter nahm Herrn A. mit in sein Büro und warf ihm vor, im Aus-

land falsche Informationen über Syrien verbreitet zu haben. Herr A. leugnete das 

und behauptete, es handele sich bei ihm um eine andere Person, es sei doch ge-

rade festgestellt worden, dass er kein syrischer Staatangehöriger sei. Daraufhin, 

so Herr A. gegenüber KURDWATCH, sei er von dem Geheimdienstmitarbeiter 

massiv mit Kabeln auf den Rücken geschlagen und gezwungen worden, ein Pa-

pier zu unterschreiben, dass er nicht wieder nach Syrien einreisen werde. Schließ-

lich wurde er entlassen und flog noch am selben Tag mit den dänischen Beamten 

nach Kopenhagen zurück. Es ist auch in diesem Fall ohne Weiteres erkennbar, 

dass Anlass für die angebliche Misshandlung nicht (allein) ein Asylantrag des ab-

geschobenen Syrers war. 

- Im Fall des Herrn K. H., der im Zuge seiner Abschiebung aus Deutschland am 

13. April 2011 am Flughafen Damaskus festgenommen wurde, ergab sich das In-

teresse des syrischen militärischen Nachrichtendienstes an der Person des Ab-

geschobenen aus dessen exilpolitischen Aktivitäten, zu denen er im Verlauf einer 

einwöchigen Haft verhört wurde. 

 

In die gleiche Richtung weisen auch zwei Fallbeispiele der kanadischen Immigra-

tions- und Flüchtlingsbehörde im Zusammenhang mit der Behandlung von abge-

lehnten Asylbewerbern. So soll ein syrischer Mann, der in Australien ohne Erfolg Asyl 

beantragt hatte, bei seiner Rückkehr im August 2015 von syrischen Regierungs-

beamten am Flughafen Damaskus „ausgesondert“ worden sein, „weil er von Al-Harra 

in der Provinz Daraa stammte. … Den Berichten zufolge beschuldigten ihn syrische 

Beamte, ein ´Finanzier der Revolution´ zu sein, als sie Bargeld bei ihm fanden, das 

ihm von der australischen Regierung für seine Rückkehr gegeben worden war; sie 

´folterten´ ihn 20 Tage lang, dazu gehörten Schläge in das Gesicht, auf den Rücken 

und die Brust …“. Des Weiteren verweist die kanadische Behörde auf eine Stellung-

nahme von Human Rights Watch vom November 2013. Danach sollen laut dem UN-

HCR etwa 35 Palästinenser aus Syrien, die während des syrischen Konflikts nach 

Ägypten geflohen waren, nach Syrien zurückgeschickt worden sein; einige wurden 
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bei Ankunft am Flughafen festgenommen (vgl. Einwanderungs- und Flüchtlings-

behörde von Kanada, Antworten auf Informationsanfragen SYR105361.E vom 

19.1.2016, S. 6). 

 

b)  Es gibt keinen hinreichenden Anhalt dafür, dass die Eingriffsschwelle der syri-

schen Stellen bei künftigen Abschiebungen wesentlich niedriger wäre und sie Rück-

kehrer unabhängig von signifikanten gefahrerhöhenden Merkmalen oder Umständen 

allein wegen der Asylantragstellung in der Bundesrepublik Deutschland in flüchtlings-

rechtlich relevanter Weise verfolgen. 

 

Insoweit führt die Annahme des Verwaltungsgerichts nicht weiter, der syrische Staat 

sei infolge einer sämtliche Lebensbereiche umfassenden autoritären Struktur und 

seiner totalitären Ausrichtung in so hohem Maße unduldsam, dass er schon im 

Grunde belanglose Handlungen wie die illegale Ausreise, die Asylantragstellung und 

den längeren Aufenthalt im Ausland zum Anlass für Verfolgungsmaßnahmen nehme. 

Dabei ist nicht nachvollziehbar belegt, dass die syrischen Sicherheitskräfte nunmehr 

– anders als bis zum Abschiebestopp im Jahr 2011 – allein die Asylantragstellung in 

Deutschland als Hinweis auf eine oppositionelle Haltung betrachten würden. Solches 

ergibt sich auch nicht aus dem Verweis des Verwaltungsgerichts auf eine Zuspitzung 

der Situation in Syrien und einen Überlebenskampf des Assad-Regimes. Eine der-

artige Zuspitzung ist schon mit Blick auf die allgemein bekannte Tatsache zweifelhaft, 

dass sich die militärische Lage aufgrund der seit dem 30. September 2015 massiven 

militärischen Unterstützung durch die Russische Föderation zugunsten des syrischen 

Staates, wenn auch nicht entspannt, so doch jedenfalls verbessert hat. Unabhängig 

davon ließe sich eine Zuspitzung der Situation in Syrien auch dahin interpretieren, 

dass die syrischen Machthaber zunehmend auf den Zuspruch des ihnen zugeneigten 

Teils der Bevölkerung angewiesen sind und aus diesem Grund Verfolgungsmaß-

nahmen im Grundsatz nicht auf einem derart niedrigen Verdachtsniveau ansetzen 

wie vom Verwaltungsgericht angenommen.  

 

Gegen die Annahme des Verwaltungsgerichts spricht im Übrigen auch, dass laut 

Schätzungen der Vereinten Nationen und der Regierungen der Länder, die Flücht-

linge aufgenommen haben, jedes Jahr Hunderttausende von Flüchtlingen nach Syri-

en reisen; meistens um nach ihrem Hab und Gut zu schauen, Dokumente einzuholen 

oder zu erneuern oder um Familienmitgliedern und Freunden lebenswichtige Hilfe zu 

geben, bevor sie wieder in benachbarte Länder einreisen (vgl. Einwanderungs- und 

Flüchtlingsausschuss von Kanada, Antworten auf Informationsanfragen vom 

19.1.2016; SYR105361.E, S. 2 unter Verweis auf den Norwegischen Flüchtlingsrat 

und des Internationale Rettungskomitee). Eine solch umfangreiche Reisetätigkeit 
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zeigt, dass die in den benachbarten Ländern lebenden syrischen Flüchtlinge trotz 

des (extrem) repressiven Charakters des syrischen Staates davon ausgehen, im 

Rahmen der auch an den übrigen Grenzübergängen zu Syrien strengen Grenz-

kontrollen (vgl. dazu Einwanderungs- und Flüchtlingsbehörde von Kanada, Ant-

worten auf Informationsanfragen SYR105361.E vom 19.1.2016, S. 2 f) keiner be-

sonderen Gefährdung ausgesetzt zu sein. Die Annahme des Verwaltungsgerichts, 

erfolglose Asylbewerber aus dem westlichen Ausland würden - im Gegensatz zu den 

in die Anrainerstaaten Syriens Geflüchteten - deshalb (unterschiedslos) als Oppo-

sitionelle betrachtet, weil die syrische Regierung eine von außen organisierte und 

finanzierte Verschwörung gegen das Land für den Ursprung des Bürgerkriegs ver-

antwortlich mache, ist eine bloße Vermutung, die sich angesichts der hohen Zahl in 

das westliche Ausland geflüchteter Syrer auch nicht nachvollziehbar aus dem Cha-

rakter des syrischen Staates ableiten lässt. 

 

Vor diesem Hintergrund ist es nachvollziehbar, wenn der Deutschen Botschaft Beirut 

einerseits keine Erkenntnisse darüber vorliegen, dass ausschließlich aufgrund des 

vorausgegangenen Auslandsaufenthalts Rückkehrer nach Syrien Über-

griffe/Sanktionen zu erleiden hätten, ihr aber andererseits Fälle bekannt sind, bei de-

nen Rückkehrer befragt, zeitweilig inhaftiert worden sind oder dauerhaft ver-

schwunden sind und das jedoch überwiegend in Zusammenhang mit oppositions-

nahen Aktivitäten (beispielsweise Journalisten oder Menschenrechtsverteidiger) oder 

in Zusammenhang mit einem nicht abgeleisteten Militärdienst steht. Ebenso ist der 

Hinweis der Botschaft plausibel, das entspreche auch den Erkenntnissen von Men-

schenrechtsorganisationen, mit denen das Auswärtige Amt bzw. die Botschaft Beirut 

zusammenarbeite (vgl. Auskunft der Deutschen Botschaft Beirut an das Bundesamt 

für Migration und Flüchtlinge vom 3.2.2016). 

 

Diese Auskunft erhält dadurch besonderes Gewicht, dass der UNHCR in seinen „Er-

wägungen zum Schutzbedarf von Personen, die aus der Arabischen Republik Syrien 

fliehen“ (4. aktualisierte Fassung November 2015) davon ausgeht, im Rahmen einer 

Einzelfallprüfung benötigten syrische Asylbewerber wahrscheinlich internationalen 

Schutz im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention, wenn sie einem oder mehreren 

der in den Erwägungen angeführten Risikoprofile zuzuordnen seien. Unter ein sol-

ches Risikoprofil sollen nach dem Inhalt der Erwägungen etwa Personen fallen, die 

tatsächlich oder vermeintlich in Opposition zur Regierung stehen. Der UNHCR führt 

dazu verschiedene Beispiele an wie etwa Wehrdienstverweigerer, Aufständische o-

der Aktivisten. Personen, die im westlichen Ausland einen Asylantrag gestellt haben, 

werden demgegenüber nicht genannt. Dabei handelt es sich ersichtlich nicht um eine 

Nachlässigkeit, denn der UNHCR betrachtet die von ihm erstellten Risikoprofile als 
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Grundlage für eine „Einzelfallprüfung“. Eine solche wäre aber, wie auch die ange-

fochtene Entscheidung des Verwaltungsgerichts deutlich macht, nicht erforderlich, 

wenn bereits die Asylantragstellung genügte, einen Asylbewerber dem Risikoprofil 

„Oppositioneller“ zuzuschlagen. 

 

c)  Der Länderbericht des Auswärtigen Amts der Vereinigten Staaten für das Jahr 

2014, den die kanadische Immigrations- und Flüchtlingsbehörde zitiert (s.o. 

Nr. 2.2.2.2 a)), rechtfertigt keine andere Bewertung. Zwar sollen danach Syrer, die im 

Ausland erfolglos Asyl beantragt haben, bei ihrer Rückkehr der Strafverfolgung aus-

gesetzt sein. Allerdings ist dem Bericht in diesem Zusammenhang auch zu ent-

nehmen, dass die Strafverfolgung nur für solche Personen vorgesehen ist, die in ei-

nem anderen Land Zuflucht suchen, um sich der Strafe in Syrien zu entziehen. 

Ebenso wenig führt hier die Feststellung des amerikanischen Auswärtigen Amts wei-

ter, das Regime nehme routinemäßig nach Jahren oder sogar Jahrzehnten zu-

rückkehrende Dissidenten und ehemalige Staatsbürger mit unbekannter politischer 

Zugehörigkeit fest. Die Klägerin zählt nicht zu diesem Personenkreis; sie ist keine 

Dissidentin und besitzt nach wie vor die syrische Staatsbürgerschaft. 

 

d)  Der vom Verwaltungsgericht hervorgehobene Umstand, dass die syrischen Ge-

heimdienste die im Ausland lebenden syrischen Staatsangehörigen (angeblich) um-

fassend beobachten, trägt zur Beurteilung nichts Wesentliches bei. Er bestätigt den 

repressiven Charakter des syrischen Staates, hat aber für die Beurteilung der Rück-

kehrgefährdung vor dem Hintergrund der übrigen Erkenntnisse kein besonderes Ge-

wicht. 

 

2.2.3  Es kann dahinstehen, ob eine nach syrischem Recht illegale Ausreise im Falle 

einer Rückkehr Verfolgungsmaßnahmen der syrischen Sicherheitskräfte auslöst. Die 

Klägerin hat Syrien nach ihrem Vorbringen gegenüber dem Bundesamt und dem Er-

gebnis der mündlichen Verhandlung nicht illegal verlassen. Sie reiste nach ihren An-

gaben in Begleitung ihres Vaters mit einem (gültigen) Reisepass aus und wurde an 

einem Grenzübergang zu Jordanien „auch auf der syrischen Seite“ kontrolliert. 

 

2.2.4  Eine begründete Furcht vor Verfolgung ergibt sich zur Überzeugung des Se-

nats auch nicht daraus, dass der UNHCR insbesondere Frauen ohne Schutz durch 

Männer als Risikogruppe betrachtet (vgl. UNHCR, „Erwägungen zum Schutzbedarf 

von Personen, die aus der Arabischen Republik Syrien fliehen“, 4. aktualisierte Fas-

sung November 2015, S. 26). Insoweit fehlt es an einem konkreten Anhalt dafür, 

dass bei einer Rückkehr nach Syrien im Rahmen der Einreisekontrolle ein erhöhtes 

Risiko für Verfolgungshandlungen in Anknüpfung an das Geschlecht besteht (§ 3a 
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Abs. 3, § 3b Abs. 1 Nr. 4 AsylG). Soweit der UNHCR feststellt, die Situation von 

Frauen verschlechtere sich durch den fortgesetzten Konflikt dramatisch, weil Frauen 

aufgrund ihres Geschlechts zunehmend Opfer unterschiedlicher Gewalthandlungen 

der verschiedenen Konfliktparteien werden, bezieht sich das auf die kriegsbedingten 

Verhältnisse im Land (vgl. UNHCR, „Erwägungen zum Schutzbedarf von Personen, 

die aus der Arabischen Republik Syrien fliehen“, 4. aktualisierte Fassung November 

2015, S. 14). Im Übrigen lebte die Klägerin vor ihrer Ausreise in einem Vorort von 

Damaskus und hätte im Falle ihrer Rückkehr dort nach den Verhältnissen im maß-

geblichen Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung keine kriegsbedingten Gewalthand-

lungen zu befürchten. 

 

2.2.5  Eine andere Gefährdungsprognose ist auch nicht mit Blick darauf veranlasst, 

dass der Bevollmächtigte der Klägerin in der mündlichen Verhandlung behauptet hat, 

für Personen die wegen ihrer Kleidung religiös erschienen, bestehe ein größeres Ri-

siko, von den Grenzbeamten misshandelt zu werden. Das kann zwar den „Antworten 

auf Informationsanfragen“ der kanadischen Einwanderungs- und Flüchtlingsbehörde 

vom 19. Januar 2016 entnommen werden (vgl. dort S. 9 unter Verweis auf die telefo-

nische Befragung eines leitenden Gast-Forschungsbeauftragten am King´s College 

London am 15.12.2015 und eines Programmbeauftragten am Center for Civilians in 

Conflict am 11.12.2015). Allerdings ist unabhängig davon, dass die befragten sach-

kundigen Personen offensichtlich keine Bezugsfälle angeführt haben, schon unklar, 

wann eine Person wegen ihrer Kleidung religiös erscheint. Angesichts des Um-

stands, dass sich die Arabische Republik Syrien als laizistischer Staat versteht (vgl. 

Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Ara-

bischen Republik Syrien vom 9.7.2008, S. 13), geht es insoweit letztlich darum, ob 

die betroffene Person im Hinblick auf ihre Kleidung von syrischen Sicherheitskräften 

der Opposition zugeordnet wird. Dafür besteht bei der Klägerin kein konkreter Anhalt. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, § 83b AsylG. 

 

4. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit der Kostenentscheidung 

ergibt sich aus § 167 VwGO i.V.m. § 708 Nr. 11, § 711 ZPO. 

 

5. Die Revision wird nicht zugelassen, weil keiner der Gründe des § 132 Abs. 2 

VwGO vorliegt. 
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Rechtsmittelbelehrung 

 

Nach § 133 VwGO kann die Nichtzulassung der Revision durch Beschwerde zum 

Bundesverwaltungsgericht in Leipzig angefochten werden. Die Beschwerde ist beim 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (in München Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 

80539 München; Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München; in Ansbach: 

Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach) innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser 

Entscheidung schriftlich einzulegen und innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung 

dieser Entscheidung zu begründen. Die Beschwerde muss die angefochtene Ent-

scheidung bezeichnen. In der Beschwerdebegründung muss die grundsätzliche Be-

deutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des Bundesverwaltungs-

gerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 

Bundesverfassungsgerichts, von der die Entscheidung des Bayerischen Ver-

waltungsgerichtshofs abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. 

 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer in Prozess-

kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 

für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten 

und Rechtslehrern an den in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit 

Befähigung zum Richteramt nur die in § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und in §§ 3, 5 

RDGEG bezeichneten Personen. Für die in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten 

Angelegenheiten (u.a. Verfahren mit Bezügen zu Dienst- und Arbeitsverhältnissen) 

sind auch die dort bezeichneten Organisationen und juristischen Personen als Be-

vollmächtigte zugelassen. Sie müssen in Verfahren vor dem Bundesverwaltungs-

gericht durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. 

 

 

 

 

Wünschmann                                           Klinke                                                     Hess 
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21 B 16.30364 

RN 11 K 16.30600 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

Im Namen des Volkes 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

**** ***** ******* (***. **.**.****), 

******* ***. **, ***** **********, 

 - ******** - 

 

**************: 

************* **** ******* ********* ******, 

***********. **, ***** ***********, 

 

gegen 

 

Bundesrepublik Deutschland, 

 

vertreten durch: 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

Referat Prozessführung, 

Frankenstr. 210, 90461 Nürnberg, 

 - Beklagte - 

 

beteiligt: 

Landesanwaltschaft Bayern 

als Vertreter des öffentlichen Interesses, 

Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach, 

 

wegen 

 

Verfahrens nach dem AsylG (Syrien); 

hier: Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts 

Regensburg vom 13. Juli 2016, 



 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 21. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Wünschmann, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Klinke, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Hess 

 

aufgrund mündlicher Verhandlung vom 6. Dezember 2016 

                                                         am 12. Dezember 2016 

folgendes 

 

Urteil: 

 

 I. Das Urteil des Verwaltungsgerichts Regensburg vom 13. Juli 2016 

wird aufgehoben.  

 

  Die Klage wird abgewiesen. 

 

 II. Die Klägerin hat die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen 

zu tragen. Gerichtskosten werden nicht erhoben. 

 

 III. Das Urteil ist wegen der Kosten gegen Sicherheitsleistung in Höhe 

von 110 v.H. des zu vollstreckenden Betrags vorläufig vollstreck-

bar. 

 

 IV. Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

 

Tatbestand:  

 

1.  Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin von der Beklagten über den ihr 

zugestandenen subsidiären Schutz hinaus die Zuerkennung der Flüchtlingseigen-

schaft beanspruchen kann. 

 

Die Klägerin ist eine am *** **** 1997 in Damaskus geborene Staatsangehörige der 

Arabischen Republik Syrien arabischer Volkszugehörigkeit muslimischen Glaubens 

(Sunnitin). Sie reiste ihren Angaben zufolge am 10. November 2015 auf dem Land-

weg in die Bundesrepublik Deutschland ein und stellte am 17. März 2016 einen Asyl-

antrag. 
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Bei ihrer Anhörung durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) 

am 17. März 2016 äußerte sie sich im Wesentlichen wie folgt: 

 

Sie habe bis zu ihrer Ausreise Ende September 2015 in Damaskus (*******, *** 

**********) gelebt. Ihren Reisepass habe sie auf der Überfahrt von der Türkei nach 

Griechenland verloren. Ihre Mutter sei bereits verstorben. Sie sei gemeinsam mit 

dem Vater nach Deutschland geflüchtet. Ein Bruder lebe ebenfalls bereits hier. Le-

diglich ihre Großmutter sei in Syrien geblieben. Sie sei nicht Mitglied einer nicht-

staatlichen, bewaffneten Gruppierung oder einer politischen Partei gewesen. Das sei 

auch jetzt nicht der Fall. Augenzeuge oder Opfer von Kriegsverbrechen, Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit oder von Übergriffen (Folter, Vergewaltigungen oder ande-

ren Misshandlungen) durch kämpfende Einheiten sei sie nicht gewesen. Sie habe auf 

ihrem Weg nach Deutschland und in Deutschland weder Kenntnis von Personen er-

langt, die sie als Unterstützer oder Mitglieder von extremistischen oder terroristischen 

Organisationen eingeschätzt habe, noch von Personen, von denen sie habe anneh-

men müssen, dass sie für einen Nachrichtendienst arbeiten. Die Lage in Syrien habe 

sich zunehmend verschlechtert. Zur Schule habe sie noch unter schwierigen Bedin-

gungen gehen können, aber die Universität aufzusuchen, sei ihr nicht mehr möglich 

gewesen. Es seien Fassbomben geworfen worden. Dort wo sie aufgewachsen sei, 

sei ab 20:00 Uhr auf der Straße geschossen worden. Die Familie habe sich deshalb 

zur Ausreiseadresse begeben, wo es auch nicht besser gewesen sei. Hier habe die 

syrische Armee geherrscht; die Fassbomben, die über sie abgeworfen worden seien, 

habe man den Gegnern zugeschrieben. Es sei ihr zu gefährlich gewesen, deshalb 

sei sie ausgereist. Der Vater und ihr Bruder seien aus den gleichen Gründen geflüch-

tet. Zusätzlich hätten sie bezüglich des Bruders eine Einberufung zur syrischen Ar-

mee befürchtet. Für den Fall der Rückkehr befürchte sie Entführungen und Anschlä-

ge. 

 

Das Bundesamt erkannte die Klägerin mit Bescheid vom 22. März 2016 als subsidiär 

Schutzberechtigte an und lehnte den Asylantrag im Übrigen ab.  

 

Das Verwaltungsgericht Regensburg hat die Beklagte mit Urteil vom 13. Juli 2016 

verpflichtet, der Klägerin die Flüchtlingseigenschaft gemäß § 3 Abs. 1 AsylG zuzuer-

kennen. Zur Begründung führte es unter anderem aus: Der syrische Staat betrachte 

gegenwärtig das Stellen eines Asylantrags im Zusammenhang mit einer (illegalen) 

Ausreise und dem entsprechenden Aufenthalt im westlichen Ausland als Anknüpfung 

und Ausdruck einer politisch missliebigen Gesinnung und damit als Kritik am herr-

schenden System, die das Gebot der Loyalität ihm gegenüber verletze. Ein solches 

Verhalten werde – ungeachtet einer tatsächlichen oppositionellen Haltung des Ein-
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zelnen – vom syrischen Staat generell und unterschiedslos als Ausdruck regime-

feindlicher Gesinnung aufgefasst. Zumindest Rückkehrer aus dem westlichen Aus-

land und damit auch aus Deutschland hätten in der Regel mit beachtlicher Wahr-

scheinlichkeit in Anknüpfung an ihre tatsächliche oder wohl zumeist nur vermutete 

politische Überzeugung mit Verfolgungsmaßnahmen im Sinn des § 3a AsylG zu 

rechnen. 

 

2.  Die Beklagte begründet die vom Senat mit Beschluss vom 20. September 2016 

zugelassene Berufung wie folgt:  

 

Es begegne Zweifeln, die Verfolgungsgefahr zumeist aus einem allgemeinen „Ab-

schöpfungsinteresse“ hinsichtlich Erkenntnissen zur Exilopposition ableiten zu wol-

len. 

Gegen die Annahme, dass bei jedem Rückkehrer eine Regimegegnerschaft vermutet 

werde, spreche die mittlerweile sehr hohe und weiter zunehmende Zahl der Flücht-

linge. Der syrische Staat dürfte weder Veranlassung noch Ressourcen haben, gegen 

jeden Rückkehrer vorzugehen. Die hohe Anzahl an ausgegebenen syrischen Reise-

pässen spreche ebenfalls dagegen, dass jedem Rückkehrer eine regimefeindliche 

Gesinnung unterstellt werde. Dem entspreche es, dass sich ein erheblicher Teil der 

syrischen Asylbewerber für den Fall einer Rückkehr nicht vor Verfolgung in An-

knüpfung an Verfolgungsgründe nach § 3b AsylG fürchte, sondern ausschließlich vor 

Kriegsgefahren und Kriegsfolgen. Diese Erkenntnis habe das Bundesamt aus mehr 

als 130.000 in diesem Jahr durchgeführten Anhörungen gewonnen. 

 

 

Die Beklagte beantragt,  

 

in Abänderung des Urteils des Verwaltungsgerichts Regensburg vom 

13. Juli 2016 die Klage abzuweisen. 

 

Die Klägerin beantragt, 

 

 die Berufung zurückzuweisen. 

 

Das Verwaltungsgericht sei zu Recht davon ausgegangen, dass der Klägerin bei ei-

ner Rückkehr nach Syrien mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit eine staatliche Ver-

folgung aufgrund einer zumindest unterstellten politischen Überzeugung drohe. Das 

Immigration and Refugee Board of Canada habe in einer Auskunft vom 16. Januar 

2016 (tatsächlich 19.1.2016) festgestellt, dass die syrischen Behörden bei Einreise 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 



der Rückkehrer freie Hand im Umgang mit diesen hätten. Sie könnten sie ohne er-

sichtlichen Grund festnehmen und foltern. Das geschehe auch mit Personen, die 

nichts mit der Revolution zu tun hätten. Ausreichend sei, dass der Beamte vor Ort 

einen schlechten Eindruck von dem Rückkehrer habe. Es würden auch Personen 

festgenommen, weil ein Familienmitglied behördlich gesucht werde, was im Vorfeld 

kaum herauszufinden und das Risiko deshalb kaum einzuschätzen sei. Die kanadi-

sche Behörde zitiere in ihrer Auskunft verschiedene Experten, denen zufolge solche 

Personen bei ihrer Rückkehr „definitiv“ mit Haft und Folter rechnen müssten, die ver-

sucht hätten, im Ausland eine Flüchtlingsanerkennung zu erlangen.  

Die Praxis syrischer Behörden, gesuchte Personen verschwinden zu lassen, be-

stätige auch der Bericht von amnesty international (Between Prison and the Grave, 

November 2015). Danach seien für die Zeit zwischen März 2011 und August 2015 

über 58.000 solcher Fälle bekannt. 

Das Home Office des Vereinigten Königreichs bestätige ebenfalls, dass erfolglose 

Asylbewerber bei einer Rückkehr nach Syrien dem echten Risiko einer Verhaftung 

und ernsthaften Misshandlung aufgrund einer zugeschriebenen politischen Meinung 

ausgesetzt seien (Country Information and Guidance Report: Syria, vom Dezember 

2014). 

Auch das United States Department of State gehe davon aus, dass erfolglose Asyl-

bewerber bei der Rückkehr nach Syrien verfolgt würden. Das Gesetz sehe eine sol-

che Möglichkeit sogar vor. Festnahmen würden regelmäßig selbst nach einer Ab-

wesenheit von mehreren Jahren oder gar Jahrzehnten erfolgen (Country Reports on 

Human Rights Practices for 2014 vom 25.6.2015) 

 

Die Landesanwaltschaft Bayern äußert sich als Vertreterin des öffentlichen Inte-

resses unter anderem wie folgt: 

 

Die erforderliche Verknüpfung zwischen schädigender Handlung und Verfolgungs-

grund sei bei der Klägerin nicht gegeben. Die Annahme sei wenig plausibel und letzt-

lich lebensfremd, dass aus dem westlichen Ausland zurückkehrende Syrer bei der in 

diesem Fall obligatorischen Befragung von den syrischen Sicherheitskräften allein 

wegen der Ausreise aus Syrien, der Asylantragstellung und des Aufenthalts in 

Deutschland als Oppositionelle betrachtet würden.  

 

3.  Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Ge-

richts- und Behördenakten sowie auf die zum Gegenstand des Verfahrens gemach-

ten Erkenntnisquellen verwiesen. Wegen des Verlaufs der mündlichen Verhandlung 

wird auf die Sitzungsniederschrift verwiesen.  
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Entscheidungsgründe:  

 

Die zulässige Berufung ist begründet. Das Verwaltungsgericht Regensburg hat der 

Klage mit Urteil vom 13. Juli 2016 zu Unrecht stattgegeben. Die Ablehnung der Zuer-

kennung der Flüchtlingseigenschaft durch das Bundesamt mit Bescheid vom 

22. März 2016 ist rechtmäßig und verletzt die Klägerin nicht in ihren Rechten (§ 113 

Abs. 5 Satz 1 VwGO). § 3 Abs. 4 AsylG gibt der Klägerin in dem für die Beurteilung 

der Sach- und Rechtslage maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung 

(§ 77 Abs. 1 Satz 1 AsylG) keinen darauf gerichteten Anspruch, denn sie ist kein 

Flüchtling im Sinn des § 3 Abs. 1 AsylG.  

 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG ist ein Ausländer – soweit hier von Interesse – Flüchtling im 

Sinne des Abkommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 

(BGBl. 1953 II S. 560 – Genfer Flüchtlingskonvention), wenn er sich aus begründeter 

Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, politischen Über-

zeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe außerhalb des 

Landes (Herkunftsland) befindet, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und dessen 

Schutz er nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in An-

spruch nehmen will. Diese Voraussetzungen lagen bei der Klägerin im Zeitpunkt ihrer 

Ausreise aus der Arabischen Republik Syrien nicht vor (1.), noch ergeben sie sich 

aus Ereignissen, die eingetreten sind, nachdem die Klägerin ihr Herkunftsland ver-

lassen hat (2.) 

 

1.  Der Senat konnte aufgrund des bisherigen Ablaufs des Asylverfahrens und auf-

grund der Anhörung der Klägerin in der Berufungsverhandlung nicht die erforderliche 

Überzeugung (vgl. dazu BVerwG, U.v. 11.11.1986 – 9 C 316.85 – juris) davon ge-

winnen, dass sie die Arabische Republik Syrien aus begründeter Furcht vor einer 

Verfolgung im Sinn des § 3 Abs. 1 AsylG verlassen hat. 

 

Die Klägerin hat erstmals in der Berufungsverhandlung eine Vorverfolgung geltend 

gemacht. Dieses Vorbringen ist nicht glaubhaft. Es ist gegenüber den in der An-

hörung durch das Bundesamt am 17. März 2016 genannten Fluchtgründen ge-

steigert und steht dazu in Widerspruch, ohne dass die Klägerin diese Unregelmäßig-

keiten überzeugend auflösen konnte. 

 

Gegenüber dem Bundesamt sprach die Klägerin nach dem Inhalt der Niederschrift 

über die Anhörung am 17. März 2016 lediglich allgemein davon, die Lage in Syrien 

habe sich zunehmend verschlechtert. Zur Schule habe sie noch unter schwierigen 
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Bedingungen gehen können, aber die Universität aufzusuchen, sei ihr nicht mehr 

möglich gewesen. Es seien Fassbomben geworfen worden. Dort wo sie aufge-

wachsen sei, sei ab 20:00 Uhr auf der Straße geschossen worden. Die Familie habe 

sich deshalb zur Ausreiseadresse begeben, wo es auch nicht besser gewesen sei. 

Hier habe die syrische Armee geherrscht; die Fassbomben, die über sie abgeworfen 

worden seien, habe man den Gegnern zugeschrieben. Es sei ihr zu gefährlich ge-

wesen, deshalb sei sie ausgereist. Der Vater und ihr Bruder seien aus den gleichen 

Gründen geflüchtet. Zusätzlich hätten sie bezüglich des Bruders eine Einberufung 

zur syrischen Armee befürchtet. 

 

Ihr Vorbringen steigernd und im Widerspruch zu dem ursprünglich genannten Flucht-

grund hat sie im Rahmen der informatorischen Befragung durch den Senat davon 

gesprochen, sie sei verfolgt worden. Es seien Militärpersonen zu ihnen nach Hause 

gekommen und hätten verlangt, dass sie Syrien binnen zwei Wochen verlasse. Der 

Geheimdienst habe ihren Bruder mitgenommen und für einige Stunden verhaftet. 

Auch sie sei vom Geheimdienst verhört worden und dabei bezüglich der Ausreise 

ihres Bruders befragt worden. Der Bruder habe damals in Jordanien gelebt und sei 

jetzt in den Niederlanden. 

 

Es ist nicht nachvollziehbar, aus welchem Grund die Klägerin diese aus ihrer Sicht 

wesentlichen Fluchtgründe nicht schon gegenüber dem Bundesamt vorgebracht hat. 

Ihre Erklärung, sie habe dort nur die Fragen beantwortet und sei nach dem nunmehr 

Gesagten nicht befragt worden, überzeugt nicht. Der Entscheider des Bundesamtes 

hat der Klägerin ausdrücklich die Frage gestellt: „Was ist Ihnen persönlich vor der 

Ausreise aus Syrien passiert?“ Das war so allgemein formuliert, dass die Klägerin 

Anlass hatte, ihre Fluchtgründe umfassend darzulegen. Hinzu kommt, dass die Klä-

gerin abschließend auf eine entsprechende Frage der Entscheiderin hin erklärte, sie 

habe bereits alles erzählt. 

 

Angesichts dieser Umstände veranlasst der Hinweis des Bevollmächtigten der Kläge-

rin keine andere Bewertung, die Anhörungen beim Bundesamt seien vor allem in der 

Zeit nach Rückkehr zu einer individuellen Prüfung und Anhörung syrischer Asyl-

bewerber sehr kursorisch durchgeführt worden. Es besteht auch kein konkreter An-

halt dafür, dass im Fall der Klägerin die Behauptung des Bevollmächtigten zutrifft, 

vielfach sei den Asylbewerbern vom Dolmetscher gesagt worden, sie sollten nicht zu 

lange reden. Das umso weniger, als die Klägerin ausweislich der Anhörungsnieder-

schrift auf Nachfrage bestätigte, dass sie ausreichend Gelegenheit hatte, die Gründe 

für ihren Asylantrag zu schildern. 
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Nach Vorstehendem kann offenbleiben, ob die von der Klägerin nunmehr behauptete 

Vorverfolgung überhaupt von flüchtlingsschutzrelevanter Bedeutung ist. 

 

2.  Die Klägerin kann für einen Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 

nichts daraus für sich ableiten, dass gemäß § 28 Abs. 1a AsylG die begründete 

Furcht vor Verfolgung im Sinn des § 3 Abs. 1 AsylG auch auf Ereignissen beruhen 

kann, die eingetreten sind, nachdem sie ihr Herkunftsland verlassen hat. Ein solcher 

Nachfluchtgrund besteht entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts nicht 

allein deshalb, weil die Klägerin aus Syrien ausgereist ist, in der Bundesrepublik 

Deutschland Asyl beantragt und sich seitdem hier aufgehalten hat. Diese Umstände 

rechtfertigen nicht die begründete Furcht, dass syrische staatliche Stellen die Kläge-

rin bei einer Rückkehr in die Arabische Republik Syrien über den Flughafen Damas-

kus oder eine andere staatliche Kontrollstelle als Oppositionelle betrachten und sie 

deshalb wegen einer ihr unterstellten politischen Überzeugung verfolgen. 

 

2.1  Davon wäre nur dann auszugehen, wenn der Klägerin bei verständiger (objek-

tiver) Würdigung der gesamten Umstände ihres Falles mit beachtlicher Wahrschein-

lichkeit Verfolgung droht, so dass ihr nicht zuzumuten ist, in den Herkunftsstaat zu-

rückzukehren. Die „verständige Würdigung aller Umstände" hat dabei eine Prognose 

über die Wahrscheinlichkeit künftiger Geschehensabläufe zum Inhalt. Im Rahmen 

dieser Prognose ist eine "qualifizierende" Betrachtungsweise im Sinne einer Ge-

wichtung und Abwägung aller festgestellten Umstände und ihrer Bedeutung anzu-

legen. Es ist maßgebend, ob in Anbetracht dieser Umstände bei einem vernünftig 

denkenden, besonnenen Menschen in der Lage der Klägerin Furcht vor Verfolgung 

hervorgerufen werden kann. Eine in diesem Sinne begründete Furcht vor einem Er-

eignis kann deshalb auch dann vorliegen, wenn aufgrund einer "quantitativen" Be-

trachtungsweise weniger als 50 v.H. Wahrscheinlichkeit für dessen Eintritt besteht. 

Beachtliche Wahrscheinlichkeit einer Verfolgung ist deshalb dann anzunehmen, 

wenn bei der im Rahmen der Prognose vorzunehmenden zusammenfassenden Be-

wertung des zur Prüfung gestellten Lebenssachverhalts die für eine Verfolgung spre-

chenden Umstände ein größeres Gewicht besitzen und deswegen gegenüber den 

dagegen sprechenden Tatsachen überwiegen. Maßgebend ist in dieser Hinsicht da-

mit letztlich der Gesichtspunkt der Zumutbarkeit. Entscheidend ist, ob aus der Sicht 

eines besonnenen und vernünftig denkenden Menschen in der Lage der Klägerin 

nach Abwägung aller bekannten Umstände eine (hypothetische) Rückkehr in den 

Herkunftsstaat als unzumutbar erscheint. Ergeben die Gesamtumstände des Falles 

die "reale Möglichkeit" einer politischen Verfolgung, wird auch ein verständiger 

Mensch das Risiko einer Rückkehr in den Heimatstaat nicht auf sich nehmen. Ein 

verständiger Betrachter wird bei der Abwägung aller Umstände daneben auch die 
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besondere Schwere des befürchteten Eingriffs in einem gewissen Umfang in seine 

Betrachtung einbeziehen (vgl. BVerwG, EuGH-Vorlage v. 7.2.2008 – 10 C 33.07 – 

juris Rn. 37 und zu Art. 16a GG U.v. 5.11.1991 – 9 C 118/90 – juris Rn. 17). 

 

2.2  Nach diesem Maßstab und nach der Erkenntnislage im Zeitpunkt der mündlichen 

Verhandlung hat der Senat die Überzeugung gewonnen, dass der Klägerin bei einer 

unterstellten Rückkehr nach Syrien über den Flughafen Damaskus oder eine andere 

staatliche Kontrollstelle wegen ihres Asylantrags und des damit verbundenen Auf-

enthalts in Deutschland eine politische Verfolgung nicht mit beachtlicher Wahr-

scheinlichkeit droht. Bei der zusammenfassenden Bewertung aller Umstände haben 

die gegen eine Verfolgungsgefahr sprechenden Gründe größeres Gewicht als die 

dafür sprechenden Gründe. Diese Erkenntnis beruht auf Folgendem: 

 

2.2.1 Eine Auswertung der in beiden Rechtszügen beigezogenen Erkenntnismittel 

zeigt, dass das Herrschaftssystem des syrischen Präsidenten Bashar al-Assad durch 

den seit dem Jahr 2011 anhaltenden militärischen Kampf gegen verschiedene feind-

liche Organisationen und infolge internationaler Sanktionen militärisch sowie wirt-

schaftlich zunehmend unter Druck geraten ist. Der syrische Staat setzt deshalb alles 

daran, seine Macht zu erhalten und geht in seinem Einflussgebiet ohne Achtung der 

Menschenrechte gegen tatsächliche oder vermeintliche Regimegegner (Oppositio-

nelle) mit größter Brutalität und Rücksichtslosigkeit vor.  

 

Zu den Zielen der syrischen Regierung führt Gerlach in „Was in Syrien geschieht - 

Essay“ vom 19. Februar 2016 (http://www.bpb.de/apuz/221168/was-in-syrien-ge-

schieht?p=all) aus: 

 

„Das erklärte Ziel des syrischen Regimes, das sich für den rechtmäßigen 

Vertreter des Staates hält, ist die Wiedererrichtung eines Herrschafts-

monopols auf dem gesamten Territorium der Syrischen Arabischen Republik, 

also gewissermaßen in den Grenzen von 2011. … Wichtiger noch: das Fort-

bestehen der Machtarchitektur ohne einschneidende Veränderung, die in ei-

ner Entmachtung des Präsidenten Assad oder in der Auflösung jenes Macht-

komplexes der drei um den Präsidenten gruppierten Clans Assad, Makhlouf 

und Shalish bestehen könnte. Diesen Kriegszielen ordnete das Regime in 

den vergangenen fünf Jahren alle anderen Sekundärziele unter – und zu ih-

rer Verteidigung nahm es nicht nur zehntausende Tote unter der Zivilbevölke-

rung, sondern auch massive eigene Verluste in Kauf.“ 

 

Einem „Ad hoc-Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Arabi-

schen Republik Syrien (Februar 2012)“ des Auswärtigen Amts vom 17. Februar 2012 

ist zu entnehmen:  
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„Das syrische Regime setzt im Kampf gegen die syrische Opposition die Ar-

mee und Sicherheitskräfte gezielt gegen zivile Siedlungsgebiete ein. … 

Der Präsident stützt seine Herrschaft auf die Loyalität der Streitkräfte sowie 

der militärischen und zivilen Geheimdienste. Es gibt vier große Sicherheits-

dienste, die unabhängig voneinander alle Bereiche des gesellschaftlichen 

Lebens sowie sich gegenseitig kontrollieren: Allgemeine Sicherheit, Politi-

sche Sicherheit, Militärische Sicherheit und die Sicherheit der Luftwaffe. … 

Die Befugnisse der Sicherheitsdienste unterliegen keinen definierten Be-

schränkungen. Jeder Geheimdienst unterhält eigene Gefängnisse und Ver-

hörzentralen, bei denen es sich um rechtsfreie Räume handelt. … 

Syrische Oppositionsgruppen, die sich für eine Abschaffung des von Staats-

präsident Assad geführten Baath-Regimes einsetzen und die Neuordnung 

Syriens nach demokratischen, pluralistischen und rechtsstaatlichen Prinzi-

pien anstreben, werden durch das Regime massiv unterdrückt. … 

Die Risiken politischer Oppositionstätigkeit beschränken sich nicht auf eine 

mögliche strafrechtliche Verfolgung. Seit März 2011 sind zahlreiche Fälle von 

willkürlicher Verhaftung, Inhaftierung ohne Gerichtsverfahren, „Ver-

schwindenlassen“ (enforced disappearance), tätlichen Angegriffen (z. B. der 

Karikaturist A. F. und der Oppositionspolitiker R. S.), Tötung in Gewahrsam 

der Sicherheitskräfte (z. B. das Kind H. al-K., der Aktivist C. M.) und Mordan-

schlägen (z.B. der kurdische Oppositionelle M. D.) belegt. Einige Oppositio-

nelle sind daher in den Untergrund gegangen …; viele andere haben Syrien 

verlassen. … 

Menschenrechtsverteidiger schätzen die Zahl der Verhafteten und Ver-

schwundenen auf insgesamt über 40.000. … Willkürliche Verhaftungen sind 

in Syrien gegenwärtig sehr häufig und gehen von Polizei, Geheimdiensten 

und staatlich organisierten Milizen (sog. Shabbiha) aus. … 

Unliebsame öffentliche Äußerungen werden auf Grundlage des Strafge-

setzes verfolgt (insbesondere nach Art. 285 und 286, die „Propaganda zur 

Schwächung nationaler Gefühle“ bzw. das „Verbreiten falscher Informatio-

nen“ unter Strafe stellen). … 

Unter Menschenrechtsverteidigern ist der Eindruck verbreitet, dass das Re-

gime mit besonderer Härte gegen diejenigen Personen vorgehe, denen 

nachgewiesen werden könne, dass sie Informationen über die Lage im Land 

an ausländische Medien weitergeben würden. … 

Es muss davon ausgegangen werden, dass exilpolitische Tätigkeiten den sy-

rischen Sicherheitsdiensten bekannt werden. Auch ist nicht auszuschließen, 

dass syrische Familien in Deutschland von den Sicherheitsdiensten als 

Druckmittel gegenüber noch in Syrien lebenden Verwandten (oder umge-

kehrt) missbraucht werden. … 

Obwohl die syrische Verfassung (Art. 28) und das syrische Strafrecht Folter 

verbieten und Syrien das Übereinkommen gegen Folter und andere grau-

same unmenschliche Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984 ratifi-

ziert hat, wenden Polizei, Justizvollzugsorgane und Sicherheitsdienste sys-

tematisch Gewalt an. Die Gefahr körperlicher und seelischer Misshandlung 

ist in den Verhörzentralen der Sicherheitsdienste, zu denen weder Anwälte 

noch Familienangehörige Zugang haben, als besonders hoch einzustufen. 

Personen, die unter dem Verdacht oppositioneller Umtriebe stehen, unterlie-

gen ebenfalls einem hohen Folterrisiko. …Gegenwärtig kann sich das Indivi-
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duum de facto in keiner Weise gegenüber staatlichen Willkürakten zur Wehr 

setzen. Vieles deutet darauf hin, dass im Zuge der Bekämpfung der Opposi-

tionsbewegung die Sicherheitsdienste und die Shabbiha-Miliz vom Regime 

eine Art ´carte blanche´ erhalten haben. ... 

Es kommt seit Beginn der Unruhen regelmäßig und systematisch zu willkür-

lichen Verhaftungen durch die Sicherheitsdienste, Rechtsmittel dagegen 

existieren nicht. Vor allem im Gewahrsam der außerhalb jeder Kontrolle agie-

renden Geheimdienste kommt es zu Drohungen und körperlichen Miss-

handlungen sowie zu ungeklärten Todesfällen. … 

Fälle von Verschwindenlassen haben seit März 2011 erheblich zuge-

nommen“ (Namen sind im Original vollständig wiedergegeben). 

 

Der Auskunft der Schweizerischen Flüchtlingshilfe „Syrien: Umsetzung der Amnestien“ 

vom 14. April 2015 (https://www.fluechtlingshilfe.ch/assets/herkunftslaender/mittlerer-

osten-zentralasien/syrien/150414-syr-amnestien.0.pdf) kann entnommen werden: 

 

„Human Rights Watch kritisierte im Januar 2015, dass trotz der Amnestie 

noch eine Vielzahl Aktivisten, Menschenrechtsverteidiger, Medienschaffende 

sowie Personen, die humanitäre Hilfe geleistet haben, inhaftiert oder in Un-

tersuchungshaft sind. ... 

In vielen Fällen werden vor allem Aktivisten, Anwälte und Menschenrechts-

aktivisten von den Geheimdiensten wochen- und monatelang ohne Verfahren 

festgehalten. ... 

Die Anzahl der seit dem Ausbruch des Krieges im März 2011 verhafteten 

Personen ist umstritten. Das Violations Documentation Center, eine lokale 

Monitoring Gruppe, ging im Juli 2014 davon aus, dass 40.853 Personen in 

Haft sind.
 
Der ehemalige UN-Sondergesandte für Syrien, Lakhdar Brahimi, 

ging von zwischen 50.000 und 100.000 Inhaftierten des syrischen Regimes 

aus.
 
Der UN High Commissioner for Human Rights, Zeid Ra'ad Al Hussein, 

weist auf Schätzungen zwischen zehntausenden und hunderttausenden In-

haftierten hin.
 

Das Syrian Observatory for Human Rights schätzt, dass 

200.000 Personen in syrischen Gefängnissen sitzen. ... 

Dass die Haftbedingungen schlecht sind und in den Gefängnissen gefoltert 

wird, ist seit langem dokumentiert, auch bereits vor dem Konflikt. Folter ist 

insbesondere in der ersten Zeit der Haft üblich, um an Informationen zu 

kommen, die Häftlinge einzuschüchtern und um Schuldeingeständnisse zu 

erzwingen. Folter und die schlechten Haftbedingungen führen zu Todes-

fällen. ... 

Viele friedliche Aktivisten, die aufgrund des Anti-Terrorismus-Gesetzes ver-

urteilt worden sind und von der Amnestie hätten profitieren sollen, blieben 

weiterhin in Haft.“  

Die vierte aktualisierte Fassung der „UNHCR-Erwägungen zum Schutzbedarf von 

Personen, die aus der Arabischen Republik Syrien fliehen“ vom November 2015 

(https://www.ecoi.net/file_upload/1930_1455006006_syr-112015.pdf) äußert sich in 

Fußnummer 74 u.a. wie folgt: 

„Verläuft die Fahndung nach einem Regierungsgegner bzw. einer Person, 
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die man für einen Regierungsgegner hält, erfolglos, gehen die Sicherheits-

kräfte Berichten zufolge dazu über, die Familienangehörigen einschließlich 

der Kinder der betreffenden Person festzunehmen oder zu misshandeln. 

Dies geschieht entweder zur Vergeltung der Aktivitäten bzw. des Loyalitäts-

bruchs der gesuchten Person oder zwecks Einholung von Informationen über 

ihren Aufenthaltsort oder mit der Absicht, die betreffende Person dazu zu 

bewegen, sich zu stellen bzw. die gegen sie erhobenen Anschuldigungen 

anzuerkennen.”  
 

Die Einwanderungs- und Flüchtlingsbehörde von Kanada (Immigration and Refugee 

Board of Canada) verweist in einem Bericht (Antworten auf Informationsanfragen 

SYR105361.E vom 19. Januar 2016, S. 4 – zitiert nach der in das Verfahren einge-

führten Übersetzung in die deutsche Sprache) auf folgende Erkenntnisse von Amne-

sty International (Between Prison and the Grave, Enforced Disappearances in Syria, 

November 2015), Human Rights Watch (Syria, World Report 2015: Events of 2014, 

29.1.2015) und OHCHR (Open Wounds: Torture and Ill-Treatment in the Syrian Arab 

Republic, 14.4.2014) hin: 
 

„Laut AI hat die in Syrien stationierte Kontrollgruppe Syrian Network for Hu-

man Rights über 58.000 Fälle von Zivilisten dokumentiert, die zwischen März 

2011 und August 2015 durch die syrische Regierung ´zwangsweise´ ver-

schwunden sind, und am 30. August 2015 immer noch als vermisst gelten 

(AI, Nov. 2015, 7). Des Weiteren vermerkt dieselbe Quelle, dass alle vier 

Truppengattungen der syrischen Sicherheitskräfte, bestehend aus dem mili-

tärischen Geheimdienst, dem Geheimdienst der Luftwaffe, dem politischen 

Sicherheitsdienst und dem allgemeinen Geheimdienst (auch Staatsicherheit 

genannt), Personen zwangsweise verschwinden lassen würden und dass es 

überall im Land Gefangenenlager gebe (ebd.). AI erklärt, dass diese Ge-

fangenen ´außerhalb des gesetzlichen Schutzes gestellt werden, und dass 

ihnen die Vertretung durch einen Rechtsanwalt oder ein faires Gerichtsver-

fahren verwehrt wird´; dass Gefangene in überfüllten Behausungen gehalten 

und regelmäßig einem Katalog der Folter ausgesetzt werden´(ebd., 8). Hu-

man Rights Watch und der UNHCR berichten über die weit verbreitete An-

wendung des Verschwindenlassens, der Inhaftierung und Folter durch syri-

sche Behörden (UN, 14. Apr. 2014, 1; Human Rights Watch, 29. Jan. 2015, 2 

- 3).“ 
 

Nach den im Amnesty Report 2016 vom 2. März 2016 

(http://www.amnesty.de/jahresbericht/2016/syrien) festgehaltenen Erkenntnissen von 

Amnesty International hat sich an dieser Lage nichts zum Guten geändert. Dem Re-

port ist u.a. zu entnehmen: 

 

„Die staatlichen Sicherheitskräfte hielten nach wie vor Tausende Menschen 

ohne Anklageerhebung über lange Zeit in Untersuchungshaft. Viele von 

ihnen waren unter Bedingungen inhaftiert, die den Tatbestand des Ver-

schwindenlassens erfüllten. Zehntausende Menschen, die seit Ausbruch des 
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Konflikts im Jahr 2011 inhaftiert worden waren, blieben „verschwunden“. Un-

ter ihnen befanden sich friedliche Regierungskritiker und -gegner sowie Fa-

milienangehörige, die anstelle ihrer von den Behörden gesuchten Ange-

hörigen inhaftiert worden waren. … 

Folter und andere Misshandlungen von Inhaftierten in Gefängnissen sowie 

durch den staatlichen Sicherheitsdienst und die Geheimdienste waren auch 

2015 weit verbreitet und wurden systematisch angewendet, was erneut zu 

vielen Todesfällen in Gewahrsam führte. … 

10.000 Personen, darunter auch friedliche Aktivisten, wurden von Sicher-

heitskräften der Regierung festgenommen. Viele von ihnen verbrachten lan-

ge Zeiträume in Untersuchungshaft, wo sie gefoltert und anderweitig miss-

handelt wurden. Andere erhielten unfaire Prozesse vor dem Antiterrorgericht 

oder vor militärischen Feldgerichten.“  

 

2.2.2  Trotz des Umstands, dass die syrischen Machthaber um des Erhalts ihrer in-

folge der militärischen Auseinandersetzung bedrohten Herrschaft willen mit äußerster 

Härte gegen tatsächliche oder vermeintliche Oppositionelle vorgehen, ist es zur 

Überzeugung des Senats nicht beachtlich wahrscheinlich, dass die Klägerin allein 

wegen ihrer Ausreise, ihres Asylantrags und des Aufenthalts in Deutschland als Op-

positionelle betrachtet wird und deshalb Verfolgungshandlungen im Sinn des § 3a 

Abs. 1 AsylG zu befürchten hat (so auch OVG SH, U.v. 23.11.2016 - 3 LB 17.16 - 

juris; OVG NW, B.v. 6.10.2016 - 14 A 1852/16.A - juris; a.A. OVG Sachsen-Anhalt, 

U.v. 18.7.2012 - 3 L 147.12 - juris). 

 

2.2.2.1  Es ist davon auszugehen, dass die Klägerin im Falle einer Rückkehr nach 

Syrien über den Flughafen Damaskus oder eine andere staatliche Kontrollstelle im 

Rahmen einer strengen Einreisekontrolle durch verschiedene Geheimdienste über 

ihren Auslandsaufenthalt und den Grund ihrer Abschiebung befragt wird. Die Sicher-

heitsbeamten werden dabei auch Einblick in die Computerdatenbanken nehmen, um 

zu prüfen, ob die Klägerin von den Behörden gesucht wird. Es kann davon ausge-

gangen werden, dass die Sicherheitskräfte eine „carte blanche“ haben, um zu tun, 

was immer sie tun wollen, wenn sie jemanden aus irgendeinem Grund verdächtigen 

(vgl. Einwanderungs- und Flüchtlingsbehörde von Kanada, Antworten auf Informa-

tionsanfragen SYR105361.E vom 19.1.2016, S. 2 f.; Auswärtiges Amt, Auskunft an 

das Verwaltungsgericht Trier vom 12.10.2016 zur Ausreisekontrolle). 

 

2.2.2.2  Zu den Folgen, die sich im Rahmen einer solchen Überprüfung für einen ab-

gelehnten Asylbewerber ergeben, ist die Auskunftslage nicht einheitlich. 

 

a)  Die Ermittlungsabteilung (Research Directorate) der kanadischen Einwanderungs- 

und Flüchtlingsbehörde hat dazu verschiedene sachkundige Personen befragt. Ein 

emeritierter Professor für Anthropologie und Zwangsmigration der Universität Oxford 
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(emeritus Professor of anthropology and forced migration at Oxford University, tele-

fonische Befragung am 11.12.2015) äußerte sich dahingehend, ein abgelehnter 

Asylbewerber werde höchstwahrscheinlich festgenommen und inhaftiert; groß sei die 

Wahrscheinlichkeit, dass solche Personen gefoltert würden, um eine Aussage zu 

erhalten, aus welchem Grund sie geflohen seien.  

Der Vorstand der Nichtregierungsorganisation „Syrisches Zentrum für Justiz und Re-

chenschaftspflicht“ (Executive Director „Syria Justice and Accountability Center“, tele-

fonische Befragung am 14.12.2015) sagte, ein abgelehnter Asylbewerber werde auf 

jeden Fall festgenommen und inhaftiert. Ihm würde vorgeworfen, im Ausland falsche 

Informationen verbreitet zu haben, und er würde wie ein Oppositioneller behandelt. 

Er würde einer Folter unterworfen, wobei die Behörden versuchen würden, Informati-

onen über andere abgelehnte Asylbewerber oder Oppositionelle zu bekommen. Der 

abgelehnte Asylbewerber riskiere, zu Tode gefoltert zu werden oder gefoltert zu wer-

den und dann für eine sehr lange Zeit in Haft genommen zu werden. 

Ein leitender auf Syrien spezialisierter Gast-Forschungsbeauftragter am King´s Col-

lege London (Visiting Senior Research Fellow, telefonische Befragung am 

15.12.2015) bekundete gegenüber der kanadischen Behörde, es bestünde die Mög-

lichkeit, dass ein abgelehnter Asylbewerber wegen eines Asylantrags im Ausland 

festgenommen und inhaftiert werden könnte. Er war aber des Weiteren der Meinung, 

dass das nicht „automatisch“ der Fall sei. Die mehr traditionsbewussten syrischen 

Beamten seien der Überzeugung, dass alle Asylbewerber Regierungsgegner seien, 

und somit einer Festnahme, Inhaftierung und Folter unterworfen werden könnten. Es 

gebe aber auch Beamte, die verstünden, dass manche Leute vielleicht aus wirt-

schaftlichen Gründen das Land verlassen hätten. Nichts sei „automatisch“ oder vor-

hersehbar. Allerdings habe der Konflikt wahrscheinlich das Misstrauen der Beamten 

erhöht (vgl. zum Ganzen Einwanderungs- und Flüchtlingsbehörde von Kanada, Ant-

worten auf Informationsanfragen SYR105361.E vom 19.1.2016, S. 6 f.). 

 

Die kanadische Einwanderungs- und Flüchtlingsbehörde zitiert in diesem Zu-

sammenhang zudem aus den „Länderberichten über die Handhabung der Men-

schenrechte für 2014“ des Auswärtigen Amts der Vereinigten Staaten (US Depart-

ment of State´s „Country Reports on Human Rights Practices for 2014“). Danach sei-

en Syrer, die im Ausland erfolglos Asyl gesucht haben, bei ihrer Rückkehr der Straf-

verfolgung ausgesetzt. Das Gesetz sehe die Strafverfolgung jeglicher Person vor, die 

in einem anderen Land Zuflucht suche, um der Strafe in Syrien zu entfliehen. Das 

Regime nehme routinemäßig Dissidenten und ehemalige Staatsbürger mit unbe-

kannter politischer Zugehörigkeit fest, die versucht hätten, nach Jahren oder sogar 

Jahrzehnten des selbst auferlegten Exils in das Land zurückzukehren. 
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b)  Demgegenüber beantwortete die Deutsche Botschaft Beirut (Referat 313) eine 

Anfrage des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge zur Rückkehrgefährdung un-

ter dem 3. Februar 2016 dahin, dem Auswärtigen Amt lägen keine Erkenntnisse vor, 

dass ausschließlich aufgrund des vorausgegangenen Auslandsaufenthalts Rückkeh-

rer nach Syrien Übergriffe/Sanktionen zu erleiden hätten. Allerdings seien Fälle be-

kannt, bei denen Rückkehrer befragt, zeitweilig inhaftiert worden seien oder dauer-

haft verschwunden seien. Das stehe überwiegend in Zusammenhang mit oppositi-

onsnahen Aktivitäten (beispielsweise Journalisten oder Menschenrechtsverteidiger) 

oder in Zusammenhang mit einem nicht abgeleisteten Militärdienst. Dies entspreche 

auch den Erkenntnissen von Menschenrechtsorganisationen, mit denen das Auswär-

tige Amt bzw. die Botschaft Beirut zusammenarbeite.  

 

Die Frage des Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsgerichts, ob unverfolgt 

ausgereiste Asylbewerber bei Rückkehr nach Syrien Befragungen seitens des syri-

schen Staates ausgesetzt seien und – bejahendenfalls – wie hoch die Gefahr einzu-

schätzen sei, dass sie deshalb Verfolgungsmaßnahmen seitens des syrischen Staats 

ausgesetzt werden, beantwortete das Auswärtige Amt mit Auskunft vom 

7. November 2016 wie folgt: Das Amt habe keine Kenntnisse zu systematischen Be-

fragungen von unterflogt ausgereisten Asylbewerbern nach Rückkehr nach Syrien. 

Es lägen keine Erkenntnisse vor, dass diese Rückkehrer allein aufgrund eines vo-

rausgegangenen Auslandsaufenthalts Verfolgungsmaßnahmen ausgesetzt seien. 

 

Der UNHCR ist für den Fall einer Einzelfallprüfung von Asylanträgen syrischer Asyl-

bewerber der Ansicht, dass Personen mit einem oder mehreren der in den Erwägun-

gen des UNHCR angeführten Risikoprofile „wahrscheinlich“ internationalen Schutz im 

Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention benötigen. Unter ein solches Risikoprofil fal-

len nach Auffassung des UNHCR unter anderem „Personen, die tatsächlich oder 

vermeintlich in Opposition zur Regierung stehen, einschließlich, jedoch nicht be-

schränkt auf Mitglieder politischer Oppositionsparteien; Aufständische, Aktivisten und 

sonstige Personen, die als Sympathisanten der Opposition angesehen werden; Mit-

glieder bewaffneter oppositioneller Gruppen bzw. Personen, die als Mitglieder be-

waffneter oppositioneller Gruppen angesehen werden; Wehrdienstverweigerer und 

Deserteure der Streitkräfte; Mitglieder der Regierung und der Baath-Partei, die ihre 

Ämter niedergelegt haben; Familienangehörige von tatsächlichen oder vermeint-

lichen Regierungsgegnern sowie andere Personen, die mit tatsächlichen oder ver-

meintlichen Regierungsgegnern in Verbindung gebracht werden; Zivilisten, die in 

vermeintlich regierungsfeindlichen städtischen Nachbarschaften, Städten und Dör-

fern leben“ (vgl. UNHCR-Erwägungen zum Schutzbedarf von Personen, die aus der 

Arabischen Republik Syrien fliehen, 4. aktualisierte Fassung November 2015, S. 25 
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f.). 

 

2.2.2.3  Aufgrund einer zusammenfassenden Bewertung der gesamten Umstände 

steht fest, dass die gegen eine Verfolgung der Klägerin sprechenden Umstände ein 

größeres Gewicht besitzen und deswegen die dafür sprechenden Tatsachen über-

wiegen. Es kann nicht von einem bei jedem Rückkehrer bestehenden in gleicher 

Weise realen Risiko von Misshandlung und Folter ausgegangen werden. Der Senat 

ist vielmehr davon überzeugt, dass die syrischen Sicherheitskräfte bei zurückkehren-

den erfolglosen Asylbewerbern selektiv vorgehen und erst zusätzliche signifikante 

gefahrerhöhende Merkmale oder Umstände die beachtliche Wahrscheinlichkeit einer 

Verfolgung begründen. 

 

a)  Dabei bleibt nicht außer Betracht, dass der um seine Existenz kämpfende syri-

sche Staat und dessen Machthaber ihre Ziele, nämlich die Wiederherstellung eines 

Herrschaftsmonopols auf dem gesamten Territorium Syriens sowie der Machterhalt 

zugunsten des Präsidenten Assad und der um ihn gruppierten Clans mit größter Här-

te und menschenrechtswidrigen Mitteln verfolgen. In dieses Bild scheinen sich die 

Äußerungen der von der Ermittlungsabteilung der kanadischen Einwanderungs- und 

Flüchtlingsbehörde befragten sachkundigen Personen einzufügen. Gegen deren An-

nahme, abgelehnte Asylbewerber würden (allein) wegen des Asylantrags im Ausland 

„auf jeden Fall“ bzw. „höchstwahrscheinlich“ oder möglicherweise festgenommen, 

inhaftiert und gefoltert, spricht aber neben der Tatsache, dass die Bewertungen der 

sachkundigen Personen nicht näher konkretisiert sind, Folgendes:  

 

Die im angefochtenen Gerichtsbescheid in Bezug genommenen (GA S. 7), in einem 

Urteil des Oberverwaltungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt vom 17. Februar 

2012 (3 L 147/12) beschriebenen Fälle von Personen, die bis zum Erlass des gene-

rellen Abschiebungstopps im April 2011 aus der Bundesrepublik Deutschland und 

anderen europäischen Staaten nach Syrien abgeschoben wurden, sind nicht ge-

eignet, eine allein auf die Asylantragstellung zurückzuführende politische Verfolgung 

zu belegen. Im Gegenteil, die insoweit ausweislich des vorbezeichneten Urteils von 

Amnesty International („Menschenrechtskrise in Syrien erfordert Abschiebungsstopp 

und Aussetzung des Deutsch-Syrischen Rückübernahmeabkommens“ vom 14. März 

2012) und von dem kurdischen Informationsdienst „KURDWATCH“ dokumentierten 

neun Fälle zeigen, dass Verfolgungsmaßnahmen der syrischen Sicherheitskräfte 

nicht allein durch die Asylantragstellung, sondern durch hinzutretende Umstände 

ausgelöst wurden. Dazu in der Reihenfolge der Fälle wie sie im Urteil des Oberver-

waltungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt vom 17. Februar 2012 angeführt sind: 
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- Der syrische Kurde B. K. hatte in Zypern erfolglos Asyl beantragt und wurde im 

Juni 2009 bei seiner Ankunft auf dem Flughafen in Damaskus festgenommen und 

vier Monate ohne Kontakt zur Außenwelt von den Geheimdiensten inhaftiert und 

offenbar misshandelt und gefoltert. Hier trat zum Asylantrag hinzu, dass B. K. 

nach den Erkenntnissen von amnesty international bereits Anfang 2005 als Ju-

gendlicher für zweieinhalb Monate u.a. in der Haftanstalt der „Palästinensischen 

Abteilung“ beim Militärischen Geheimdienst in Haft war. Er war damit bereits vor 

seiner Ausreise in das Blickfeld der syrischen Dienste geraten. 

- Der syrische Kurde K. K. wurde nach abgelehntem Asylantrag am 1. September 

2009 nach Syrien abgeschoben. Zwei Wochen nach seiner Rückkehr wurde er bei 

der Vorsprache beim Geheimdienst festgenommen und drei Wochen lang ohne 

Kontakt zur Außenwelt inhaftiert, verhört und eigenen Angaben zufolge gefoltert 

und misshandelt. Im Rahmen seiner Verhöre wurden ihm auch Angaben aus sei-

ner Anhörung beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge vorgehalten 

(KURDWATCH, Meldung vom 29.08.2010). Gegen Herrn K. wurde Anklage we-

gen „Verbreitung falscher Informationen im Ausland“ gemäß § 287 des syrischen 

Strafgesetzbuches vor dem Militärgericht erhoben. Allerdings, das Urteil des 

Oberverwaltungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt lässt das unerwähnt, war 

Gegenstand des geheimdienstlichen Verhörs auch die Teilnahme des Verhafteten 

an einer Kundgebung gegen das Rückübernahmeabkommen zwischen Deutsch-

land und der Arabischen Republik Syrien. Nach Angaben des Europäischen Zent-

rums für Kurdische Studien hat der Rechtsanwalt des Herrn K. mitgeteilt, dass 

sich die nachfolgende Anklage auf den Vorwurf gestützt habe, Herr K. habe in 

Deutschland an dieser Kundgebung teilgenommen. Ein Monitoring durch den Ver-

bindungsbeamten bestätigte, dass Herr K. der Aussage seines Anwaltes entspre-

chend wegen der Teilnahme an einer Kundgebung in Deutschland verurteilt wurde 

(vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Asylrelevante Informationen, Rück-

übernahmeabkommen, Identitätspapiere, Asyl-Like-Minded Group und aktuelle Si-

tuation, April 2011, S. 11 f.). 

- Der syrische Kurde A. al-K. H. wurde im August 2010 aus Norwegen abgeschoben 

und bei seiner Ankunft auf dem Flughafen Damaskus festgenommen. Hier tritt 

hinzu, dass es sich bei Herrn A. al-K. H. um den stellvertretenden Direktor des 

Vereins syrischer Kurden in Norwegen handelte, einer Nichtregierungsorganisa-

tion, die auf die Situation der kurdischen Minderheit in Syrien aufmerksam macht. 

Er war zwei Wochen ohne Kontakt zur Außenwelt beim Geheimdienst in Damas-

kus inhaftiert. Berichten zufolge soll er bei der Haftentlassung aufgefordert worden 

sein, sich beim Geheimdienst in Aleppo zu melden, was ihn zur Flucht aus Syrien 

veranlasste. 

- Nach einem von KURDWATCH dokumentierten Fall hatte die Ausländerbehörde 
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Essen am 27. Juli 2010 eine sechsköpfige (kurdische) Familie nach Damaskus 

abschieben lassen. H. H. und K. H. wurden bei der Ankunft am Flughafen Damas-

kus von syrischen Sicherheitskräften festgenommen. In diesem Fall kommt hinzu, 

dass die beiden festgenommen wurden, weil sie in Deutschland straffällig gewor-

den waren. Der Aussage des H. H. zufolge wurde er an drei unterschiedlichen Or-

ten festgehalten. Begründet wurde seine Festnahme damit, dass er in Deutsch-

land wegen Diebstahls verurteilt worden sei und diese Strafe noch in Syrien ab-

leisten müsse. Tatsächlich, so H. H., sei die Strafe zur Bewährung ausgesetzt 

worden. Darüber hinaus sei ihm, ebenfalls unter Verweis auf seine aus Deutsch-

land stammenden Akten, zu Unrecht Drogenabhängigkeit vorgeworfen worden. 

- Der staatenlose Kurde D. A. wurde nach seiner Abschiebung aus Dänemark am 

15. November 2010 auf dem Flughafen Damaskus verhaftet. Herr A. war in Dä-

nemark politisch aktiv. 

- Mitglieder des Direktorats für politische Sicherheit in Syrien hatten am 

4. Dezember 2010 Herrn D. Y. M. vorgeladen und festgenommen. Nach seiner 

Abschiebung aus Zypern im Juni 2010 hatte er am Flughafen Damaskus seinen 

Pass abgeben müssen. Es folgten mehrere Verhöre durch verschiedene Geheim-

dienste. In diesem Fall tritt hervor, dass der Betroffene in Zypern gemeinsam mit 

anderen kurdischen Flüchtlingen gegen seine Abschiebung demonstriert und an 

einem mehrtätigen Hungerstreik teilgenommen hatte. 

- Die Ausländerbehörde Hildesheim hatte am 1. Februar 2011 die registrierten Staa-

tenlosen B. N. und seinen Sohn A. N. nach Syrien abschieben lassen. Beide wur-

den unmittelbar nach ihrer Ankunft in Damaskus festgenommen und der Aus-

wanderungs- und Passbehörde überstellt. Herrn A. N. wurde vorgeworfen, un-

richtige Angaben zu seinem Alter gemacht zu haben. Er wurde bei der Auswande-

rungs- und Passbehörde festgehalten, wo er auf eine Identitätsbescheinigung aus 

Al-Hassake warten musste. Sein Vater, Herr B. N, wurde zunächst dem Direktorat 

für politische Sicherheit vorgeführt und dort verhört. Er wurde am 13. Februar 

2011, sein Sohn am 3. März 2011 freigelassen. Unabhängig davon, dass es sich 

bei den Betroffenen um registrierte Staatenlose handelte, tritt hier die Problematik 

der Identitätsfeststellung in den Vordergrund. 

- Am 8. Februar 2011 wurde Herr A. A. von Dänemark über Wien nach Syrien abge-

schoben. Obgleich dem Königreich Dänemark zuvor die Rücknahme des Herrn A. 

zugesichert worden war, erhielt er am Flughafen Damaskus die Information, er 

könne nicht einreisen, da es sich bei ihm nicht um einen syrischen Staatsange-

hörigen handele. Entweder er verlasse das Land oder er werde inhaftiert, bis seine 

Identität geklärt sei. Die drei dänischen Beamten, die Herrn A. begleiteten, hielten 

daraufhin Rücksprache mit der dänischen Botschaft und erhielten die Anweisung, 

noch am selben Tag mit Herrn A. nach Kopenhagen zurückzufliegen. In diesem 
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Moment wurde Herr A. von einem Geheimdienstmitarbeiter erkannt, der einen Bei-

trag des kurdischen Senders Roj-TV gesehen hatte, in dem der Kurde im Septem-

ber 2010 als Sprecher von Hungerstreikenden aufgetreten war. Der Ge-

heimdienstmitarbeiter nahm Herrn A. mit in sein Büro und warf ihm vor, im Aus-

land falsche Informationen über Syrien verbreitet zu haben. Herr A. leugnete das 

und behauptete, es handele sich bei ihm um eine andere Person, es sei doch ge-

rade festgestellt worden, dass er kein syrischer Staatangehöriger sei. Daraufhin, 

so Herr A. gegenüber KURDWATCH, sei er von dem Geheimdienstmitarbeiter 

massiv mit Kabeln auf den Rücken geschlagen und gezwungen worden, ein Pa-

pier zu unterschreiben, dass er nicht wieder nach Syrien einreisen werde. Schließ-

lich wurde er entlassen und flog noch am selben Tag mit den dänischen Beamten 

nach Kopenhagen zurück. Es ist auch in diesem Fall ohne Weiteres erkennbar, 

dass Anlass für die angebliche Misshandlung nicht (allein) ein Asylantrag des ab-

geschobenen Syrers war. 

- Im Fall des Herrn K. H., der im Zuge seiner Abschiebung aus Deutschland am 

13. April 2011 am Flughafen Damaskus festgenommen wurde, ergab sich das In-

teresse des syrischen militärischen Nachrichtendienstes an der Person des Ab-

geschobenen aus dessen exilpolitischen Aktivitäten, zu denen er im Verlauf einer 

einwöchigen Haft verhört wurde. 

 

In die gleiche Richtung weisen auch zwei Fallbeispiele der kanadischen Immigra-

tions- und Flüchtlingsbehörde im Zusammenhang mit der Behandlung von abge-

lehnten Asylbewerbern. So soll ein syrischer Mann, der in Australien ohne Erfolg Asyl 

beantragt hatte, bei seiner Rückkehr im August 2015 von syrischen Regierungs-

beamten am Flughafen Damaskus „ausgesondert“ worden sein, „weil er von Al-Harra 

in der Provinz Daraa stammte. … Den Berichten zufolge beschuldigten ihn syrische 

Beamte, ein ´Finanzier der Revolution´ zu sein, als sie Bargeld bei ihm fanden, das 

ihm von der australischen Regierung für seine Rückkehr gegeben worden war; sie 

´folterten´ ihn 20 Tage lang, dazu gehörten Schläge in das Gesicht, auf den Rücken 

und die Brust …“. Des Weiteren verweist die kanadische Behörde auf eine Stellung-

nahme von Human Rights Watch vom November 2013. Danach sollen laut dem UN-

HCR etwa 35 Palästinenser aus Syrien, die während des syrischen Konflikts nach 

Ägypten geflohen waren, nach Syrien zurückgeschickt worden sein; einige wurden 

bei Ankunft am Flughafen festgenommen (vgl. Einwanderungs- und Flüchtlings-

behörde von Kanada, Antworten auf Informationsanfragen SYR105361.E vom 

19.1.2016, S. 6). 

 

b)  Es gibt keinen hinreichenden Anhalt dafür, dass die Eingriffsschwelle der syri-

schen Stellen bei künftigen Abschiebungen wesentlich niedriger wäre und sie Rück-
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kehrer unabhängig von signifikanten gefahrerhöhenden Merkmalen oder Umständen 

allein wegen der Asylantragstellung in der Bundesrepublik Deutschland in flüchtlings-

rechtlich relevanter Weise verfolgen. 

 

Insoweit führt die Annahme des Verwaltungsgerichts nicht weiter, der syrische Staat 

sei infolge einer sämtliche Lebensbereiche umfassenden autoritären Struktur und 

seiner totalitären Ausrichtung in so hohem Maße unduldsam, dass er schon im 

Grunde belanglose Handlungen wie die illegale Ausreise, die Asylantragstellung und 

den längeren Aufenthalt im Ausland zum Anlass für Verfolgungsmaßnahmen nehme. 

Dabei ist nicht nachvollziehbar belegt, dass die syrischen Sicherheitskräfte nunmehr 

– anders als bis zum Abschiebestopp im Jahr 2011 – allein die Asylantragstellung in 

Deutschland als Hinweis auf eine oppositionelle Haltung betrachten würden. Solches 

ergibt sich auch nicht aus dem Verweis des Verwaltungsgerichts auf eine Zuspitzung 

der Situation in Syrien und einen Überlebenskampf des Assad-Regimes. Eine der-

artige Zuspitzung ist schon mit Blick auf die allgemein bekannte Tatsache zweifelhaft, 

dass sich die militärische Lage aufgrund der seit dem 30. September 2015 massiven 

militärischen Unterstützung durch die Russische Föderation zugunsten des syrischen 

Staates, wenn auch nicht entspannt, so doch jedenfalls verbessert hat. Unabhängig 

davon ließe sich eine Zuspitzung der Situation in Syrien auch dahin interpretieren, 

dass die syrischen Machthaber zunehmend auf den Zuspruch des ihnen zugeneigten 

Teils der Bevölkerung angewiesen sind und aus diesem Grund Verfolgungsmaß-

nahmen im Grundsatz nicht auf einem derart niedrigen Verdachtsniveau ansetzen 

wie vom Verwaltungsgericht angenommen.  

 

Gegen die Annahme des Verwaltungsgerichts spricht im Übrigen auch, dass laut 

Schätzungen der Vereinten Nationen und der Regierungen der Länder, die Flücht-

linge aufgenommen haben, jedes Jahr Hunderttausende von Flüchtlingen nach Syri-

en reisen; meistens um nach ihrem Hab und Gut zu schauen, Dokumente einzuholen 

oder zu erneuern oder um Familienmitgliedern und Freunden lebenswichtige Hilfe zu 

geben, bevor sie wieder in benachbarte Länder einreisen (vgl. Einwanderungs- und 

Flüchtlingsausschuss von Kanada, Antworten auf Informationsanfragen vom 

19.1.2016; SYR105361.E, S. 2 unter Verweis auf den Norwegischen Flüchtlingsrat 

und des Internationale Rettungskomitee). Eine solch umfangreiche Reisetätigkeit 

zeigt, dass die in den benachbarten Ländern lebenden syrischen Flüchtlinge trotz 

des (extrem) repressiven Charakters des syrischen Staates davon ausgehen, im 

Rahmen der auch an den übrigen Grenzübergängen zu Syrien strengen Grenz-

kontrollen (vgl. dazu Einwanderungs- und Flüchtlingsbehörde von Kanada, Ant-

worten auf Informationsanfragen SYR105361.E vom 19.1.2016, S. 2 f) keiner be-

sonderen Gefährdung ausgesetzt zu sein. Die Annahme des Verwaltungsgerichts, 
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erfolglose Asylbewerber aus dem westlichen Ausland würden - im Gegensatz zu den 

in die Anrainerstaaten Syriens Geflüchteten - deshalb (unterschiedslos) als Opposi-

tionelle betrachtet, weil die syrische Regierung eine von außen organisierte und fi-

nanzierte Verschwörung gegen das Land für den Ursprung des Bürgerkriegs ver-

antwortlich mache, ist eine bloße Vermutung, die sich angesichts der hohen Zahl in 

das westliche Ausland geflüchteter Syrer auch nicht nachvollziehbar aus dem Cha-

rakter des syrischen Staates ableiten lässt. 

 

Vor diesem Hintergrund ist es nachvollziehbar, wenn der Deutschen Botschaft Beirut 

einerseits keine Erkenntnisse darüber vorliegen, dass ausschließlich aufgrund des 

vorausgegangenen Auslandsaufenthalts Rückkehrer nach Syrien Über-

griffe/Sanktionen zu erleiden hätten, ihr aber andererseits Fälle bekannt sind, bei de-

nen Rückkehrer befragt, zeitweilig inhaftiert worden sind oder dauerhaft ver-

schwunden sind und das jedoch überwiegend in Zusammenhang mit oppositions-

nahen Aktivitäten (beispielsweise Journalisten oder Menschenrechtsverteidiger) oder 

in Zusammenhang mit einem nicht abgeleisteten Militärdienst steht. Ebenso ist der 

Hinweis der Botschaft plausibel, das entspreche auch den Erkenntnissen von Men-

schenrechtsorganisationen, mit denen das Auswärtige Amt bzw. die Botschaft Beirut 

zusammenarbeite (vgl. Auskunft der Deutschen Botschaft Beirut an das Bundesamt 

für Migration und Flüchtlinge vom 3.2.2016). 

 

Diese Auskunft erhält dadurch besonderes Gewicht, dass der UNHCR in seinen „Er-

wägungen zum Schutzbedarf von Personen, die aus der Arabischen Republik Syrien 

fliehen“ (4. aktualisierte Fassung November 2015) davon ausgeht, im Rahmen einer 

Einzelfallprüfung benötigten syrische Asylbewerber wahrscheinlich internationalen 

Schutz im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention, wenn sie einem oder mehreren 

der in den Erwägungen angeführten Risikoprofile zuzuordnen seien. Unter ein sol-

ches Risikoprofil sollen nach dem Inhalt der Erwägungen etwa Personen fallen, die 

tatsächlich oder vermeintlich in Opposition zur Regierung stehen. Der UNHCR führt 

dazu verschiedene Beispiele an wie etwa Wehrdienstverweigerer, Aufständische o-

der Aktivisten. Personen, die im westlichen Ausland einen Asylantrag gestellt haben, 

werden demgegenüber nicht genannt. Dabei handelt es sich ersichtlich nicht um eine 

Nachlässigkeit, denn der UNHCR betrachtet die von ihm erstellten Risikoprofile als 

Grundlage für eine „Einzelfallprüfung“. Eine solche wäre aber, wie auch die ange-

fochtene Entscheidung des Verwaltungsgerichts deutlich macht, nicht erforderlich, 

wenn bereits die Asylantragstellung genügte, einen Asylbewerber dem Risikoprofil 

„Oppositioneller“ zuzuschlagen. 

 

c)  Der Länderbericht des Auswärtigen Amts der Vereinigten Staaten für das Jahr 
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2014, den die kanadische Immigrations- und Flüchtlingsbehörde zitiert (s.o. 

Nr. 2.2.2.2 a)), rechtfertigt keine andere Bewertung. Zwar sollen danach Syrer, die im 

Ausland erfolglos Asyl beantragt haben, bei ihrer Rückkehr der Strafverfolgung aus-

gesetzt sein. Allerdings ist dem Bericht in diesem Zusammenhang auch zu ent-

nehmen, dass die Strafverfolgung nur für solche Personen vorgesehen ist, die in ei-

nem anderen Land Zuflucht suchen, um sich der Strafe in Syrien zu entziehen. 

Ebenso wenig führt hier die Feststellung des amerikanischen Auswärtigen Amts wei-

ter, das Regime nehme routinemäßig nach Jahren oder sogar Jahrzehnten zu-

rückkehrende Dissidenten und ehemalige Staatsbürger mit unbekannter politischer 

Zugehörigkeit fest. Die Klägerin zählt nicht zu diesem Personenkreis; sie ist keine 

Dissidentin und besitzt nach wie vor die syrische Staatsbürgerschaft. 

 

d)  Der vom Verwaltungsgericht hervorgehobene Umstand, dass die syrischen Ge-

heimdienste die im Ausland lebenden syrischen Staatsangehörigen (angeblich) um-

fassend beobachten, trägt zur Beurteilung nichts Wesentliches bei. Er bestätigt den 

repressiven Charakter des syrischen Staates, hat aber für die Beurteilung der Rück-

kehrgefährdung vor dem Hintergrund der übrigen Erkenntnisse kein besonderes Ge-

wicht. 

 

2.2.3  Es kann dahinstehen, ob eine nach syrischem Recht illegale Ausreise im Falle 

einer Rückkehr Verfolgungsmaßnahmen der syrischen Sicherheitskräfte auslöst. Die 

Klägerin hat Syrien nach ihrem Vorbringen gegenüber dem Bundesamt und dem Er-

gebnis der mündlichen Verhandlung nicht illegal verlassen. Sie flüchtete danach zu-

sammen mit ihrem Vater nach Deutschland. An der Grenze zum Libanon hat eine 

Kontrolle stattgefunden, dabei ist der Reisepass der Klägerin von beiden Seiten (sy-

rische und libanesische) überprüft worden. Die Klägerin gab in diesem Zu-

sammenhang zwar an, an einen syrischen Beamten ungefähr 3.000 syrische Lira 

gezahlt zu haben. Daraus ergibt sich aber in seiner Allgemeinheit und in der Zu-

sammenschau mit dem übrigen Vorbringen der Klägerin zur Grenzkontrolle nicht, 

dass sie unter Umgehung der Ausreisekontrolle illegal ausgereist ist.  

 

Der angebliche Verlust des Reisepasses während der Überfahrt nach Griechenland 

rechtfertigt nicht die Annahme, dass im Falle einer Rückkehr der Klägerin die legale 

Ausreise nicht nachweisbar dokumentiert ist. Die syrischen Behörden erfassen im 

Rahmen der Grenzkontrolle die Ausreisedaten in ihrem elektronischen Datensystem, 

wo sie bei der Einreise abgerufen werden können (vgl. Einwanderungs- und Flücht-

lingsbehörde von Kanada, Antworten auf Informationsanfragen vom 19.1.2016 

SYR105361.E, S. 8 unter Verweis auf eine telefonische Befragung des Vorstands 

des „Syrischen Zentrums für Justiz und Rechenschaftspflicht“ am 14.12.2015). 
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2.2.4  Eine begründete Furcht vor Verfolgung ergibt sich zur Überzeugung des Se-

nats auch nicht daraus, dass der UNHCR insbesondere Frauen ohne Schutz durch 

Männer als Risikogruppe betrachtet (vgl. UNHCR, „Erwägungen zum Schutzbedarf 

von Personen, die aus der Arabischen Republik Syrien fliehen“, 4. aktualisierte Fas-

sung November 2015, S. 26). Insoweit fehlt es an einem konkreten Anhalt dafür, 

dass bei einer Rückkehr nach Syrien im Rahmen der Einreisekontrolle ein erhöhtes 

Risiko für Verfolgungshandlungen in Anknüpfung an das Geschlecht besteht (§ 3a 

Abs. 3, § 3b Abs. 1 Nr. 4 AsylG). Soweit der UNHCR feststellt, die Situation von 

Frauen verschlechtere sich durch den fortgesetzten Konflikt dramatisch, weil Frauen 

aufgrund ihres Geschlechts zunehmend Opfer unterschiedlicher Gewalthandlungen 

der verschiedenen Konfliktparteien werden, bezieht sich das auf die kriegsbedingten 

Verhältnisse im Land (vgl. UNHCR, „Erwägungen zum Schutzbedarf von Personen, 

die aus der Arabischen Republik Syrien fliehen“, 4. aktualisierte Fassung November 

2015, S. 14). Im Übrigen lebte die Klägerin vor ihrer Ausreise in Damaskus und hätte 

im Falle ihrer Rückkehr dort nach den Verhältnissen im maßgeblichen Zeitpunkt der 

mündlichen Verhandlung keine kriegsbedingten Gewalthandlungen zu befürchten.  

 

2.2.5  Eine andere Gefährdungsprognose ist auch nicht mit Blick darauf veranlasst, 

dass den „Antworten auf Informationsanfragen“ der kanadischen Einwanderungs- 

und Flüchtlingsbehörde vom 19. Januar 2016 entnommen werden kann, für Per-

sonen die wegen ihrer Kleidung religiös erschienen, bestehe ein größeres Risiko, von 

den Grenzbeamten misshandelt zu werden (vgl. dort S. 9 unter Verweis auf die tele-

fonische Befragung eines leitenden Gast-Forschungsbeauftragten am King´s College 

London am 15.12.2015 und eines Programmbeauftragten am Center for Civilians in 

Conflict am 11.12.2015). Allerdings ist unabhängig davon, dass die befragten sach-

kundigen Personen offensichtlich keine Bezugsfälle angeführt haben, schon unklar, 

wann eine Person wegen ihrer Kleidung religiös erscheint. Angesichts des Um-

stands, dass sich die Arabische Republik Syrien als laizistischer Staat versteht (vgl. 

Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Ara-

bischen Republik Syrien vom 9.7.2008, S. 13), geht es insoweit letztlich darum, ob 

die betroffene Person im Hinblick auf ihre Kleidung von syrischen Sicherheitskräften 

der Opposition zugeordnet wird. Dafür besteht bei der Klägerin kein konkreter Anhalt. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, § 83b AsylG. 

 

4. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit der Kostenentscheidung 

ergibt sich aus § 167 VwGO i.V.m. § 708 Nr. 11, § 711 ZPO. 
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5. Die Revision wird nicht zugelassen, weil keiner der Gründe des § 132 Abs. 2 

VwGO vorliegt. 

 

 

Rechtsmittelbelehrung 

 

Nach § 133 VwGO kann die Nichtzulassung der Revision durch Beschwerde zum 

Bundesverwaltungsgericht in Leipzig angefochten werden. Die Beschwerde ist beim 

Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (in München Hausanschrift: Ludwigstraße 23, 

80539 München; Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München; in Ansbach: 

Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach) innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser 

Entscheidung schriftlich einzulegen und innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung 

dieser Entscheidung zu begründen. Die Beschwerde muss die angefochtene Ent-

scheidung bezeichnen. In der Beschwerdebegründung muss die grundsätzliche Be-

deutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des Bundesverwaltungs-

gerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 

Bundesverfassungsgerichts, von der die Entscheidung des Bayerischen Ver-

waltungsgerichtshofs abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. 

 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer in Prozess-

kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 

für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten 

und Rechtslehrern an den in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit 

Befähigung zum Richteramt nur die in § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und in §§ 3, 5 

RDGEG bezeichneten Personen. Für die in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten 

Angelegenheiten (u.a. Verfahren mit Bezügen zu Dienst- und Arbeitsverhältnissen) 

sind auch die dort bezeichneten Organisationen und juristischen Personen als Be-

vollmächtigte zugelassen. Sie müssen in Verfahren vor dem Bundesverwaltungs-

gericht durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. 

 

 

 

Wünschmann                                           Klinke                                                     Hess 
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